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// �EINLEITUNG

Prävention von sexualisierter Gewalt in der 
Nordkirche

Ja, bei uns in der Nordkirche kam und kommt es auch heute 

noch zu Grenzverletzungen bis hin zu sexualisierter Gewalt! 

Ja, vor allem wir als evangelische Kirche haben eine beson-

ders hohe Verantwortung bei diesem Thema aktiv zu wer-

den! 

Denn: Gemeinde- und Gottesdienstarbeit, Seelsorge, Kon-

firmandenunterricht, Jugendarbeit, Freizeiten, Kindertages-

stätten, evangelische Schulen und Horte, Pfadfinder*innen, 

Kirchenmusik, Auslandsarbeit in Partnergemeinden, Arbeit 

mit Menschen mit Beeinträchtigungen, mit alten, kranken 

oder geflüchteten Menschen – all dies und noch vieles mehr 

gehört zu den Angeboten kirchlicher und diakonischer 

Arbeit. Die enge Beziehungsarbeit, die in Kirche stattfindet, 

ist hierbei Stärke und Schwäche zugleich. Große Nähe birgt 

auch das Risiko, dass enge und vertrauensvolle Bindungen 

missbraucht und Menschen großer Schaden zugefügt wird. 

Prävention ist die Aufgabe aller!

Menschen, die sich in der Nordkirche engagieren, am kirch-

lichen Leben und  an Angeboten teilhaben, hier Beistand 

suchen oder beruflich und ehrenamtlich tätig sind, müssen 

dies in dem Vertrauen tun können, dass dabei das gemein-

same Wohlergehen und die gegenseitige Achtsamkeit zu 

den Grundpfeilern dieses Miteinanders gehören. Sexuali-

sierte Gewalt, die Verletzung persönlicher Grenzen und der 

Missbrauch von Macht widersprechen diesen Werten, sind 

in jeglicher Form abzulehnen und konsequent dagegen 

vorzugehen. Kirchliche Leitungspersonen, Pastor*innen 

sowie haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen tragen 

gemeinsam die Verantwortung dafür, dass ein sicheres und 

schutzbietendes Umfeld geboten wird. Dies ist die originäre 

Aufgabe von Kirche.

Schutz bedeutet: Kompetenz entwickeln, 

hinschauen, aktiv werden!

Zu den Zielen guter Präventionsarbeit zählt daher auch 

eine umfassende Bewusstseinsbildung – begleitet von der 

Entwicklung fachlicher Handlungssicherheit in diesem The-

menbereich. Dies umfasst die Einhaltung professioneller 

Arbeitsstandards, sowie die konsequente Umsetzung von 

Schutzmaßnahmen, um auf diese Weise Risiken für sexuali-

sierte Gewalt zu verringern. 

Schutzkonzepte sind hierbei ein unverzichtbares Element, 

um das Thema nicht nur strukturell, sondern auch kulturell 

in allen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen, in Ämtern, 

Diensten und Werken wirksam ins Bewusstsein zu rücken. 

Schutzkonzepte sind dabei mehr als ein Papier. Sie dienen 

dazu, sich über Risiken im kirchlichen Arbeitsfeld, die für 

Übergriffe ausgenutzt werden können, klar zu werden, und 

diesen vorbeugend entgegenzuwirken. Gleichzeitig müssen 

Strukturen geschaffen werden, die es ermöglichen, professi-

onell und fachlich abgesichert auf Anhaltspunkte für sexuali-

sierte Gewalt zu reagieren und Betroffenen im Notfall umge-

hend Hilfe und Unterstützung zukommen zu lassen.

Die offene Auseinandersetzung mit Grenzverletzungen  

bis hin zu sexualisierter Gewalt im Rahmen der Schutzkon-

zeptentwicklung fördert insbesondere die Aneignung von 

Wissen und Kompetenz innerhalb der Institution. Hierdurch 

wird ein Prozess eingeleitet, der haupt- und ehrenamtlich 

Tätige in der Nordkirche für das Thema sensibilisiert und 

dabei gleichzeitig jene Menschen schützt und bestärkt, die 

sich Hilfe suchend an ihre Kirche wenden möchten.
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// RECHTLICHE GRUNDLAGEN IN DER NORDKIRCHE 

Das Präventionsgesetz der Nordkirche

Das „Kirchengesetz zur Prävention und Intervention gegen 

sexualisierte Gewalt in der Evangelisch-Lutherischen Kirche 

in Norddeutschland und ihrer Diakonie (Präventionsgesetz – 

PrävG)“ ist am 1. Juni 2018 in Kraft getreten (s. Anhang). Alle 

kirchlichen Träger werden darin aufgefordert, ihre haupt- 

und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 

diejenigen, die kirchliche Angebote wahrnehmen, insbeson-

dere anvertraute Kinder und Jugendliche, vor allen Formen 

sexueller Grenzüberschreitungen und sexualisierter Gewalt 

zu schützen (§ 4 Abs. 1 PrävG).

Mit dem Präventionsgesetz wird ein Schutzauftrag

formuliert. Damit werden alle Träger der Nordkirche

in die  Pflicht genommen, Verantwortung für die  

Sicherheit der ihr anvertrauten Menschen zu 

übernehmen.

Unser Auftrag

In § 5 Absatz 4 Präventionsgesetz heißt es: 

„Für die kirchlichen Träger wird ein Rahmenschutzkonzept 

der Nordkirche zur Prävention und Intervention in Fällen 

sexualisierter Gewalt entwickelt, das verbindlich ist. Auf der 

Grundlage des Rahmenschutzkonzepts soll jeder kirchliche 

Träger mit Unterstützung der Präventionsbeauftragten eine 

Risikoanalyse durchführen und ein Schutzkonzept entwi-

ckeln. Die Umsetzung der Vorgaben des Satzes 2 ist der 

jeweiligen aufsichtführenden Stelle nachzuweisen.“

Kirchengesetz zur Prävention und Intervention gegen sexualisierte Gewalt in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland und ihrer Diakonie (Prä-
ventionsgesetz – PrävG) vom 17. April 2018 – KABL. Nordkirche-06, S. 238-240  
(https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/40723.pdf).

Geltungsbereich

Die Vorgaben im Präventionsgesetz sind für alle kirchlichen 

Träger der Nordkirche verbindlich. Zu den kirchlichen Trä-

gern zählen die kirchlichen Körperschaften und ihre Dienste 

und Werke einschließlich der Diakonischen Werke in der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (vgl. § 

1 Abs. 2 PrävG).1

Rechtsverordnung zur Ausführung des 
Präventionsgesetzes: Das Rahmenschutz-
konzept 

Die Erste Kirchenleitung der Nordkirche hat gemäß der 

Vorgabe im § 5 Absatz 4 Präventionsgesetz ein Rahmen-

schutzkonzept beschlossen, auf dessen Grundlage jeder 

kirchliche Träger eine Risikoanalyse durchführen und ein 

Schutzkonzept entwickeln soll. 

Bei der Durchführung der Risikoanalysen und der 

Entwicklung ihrer einrichtungsspezifischen Schutz-

konzepte erhalten die kirchlichen Träger gemäß 

§ 5 Absatz 4 Satz 2 Präventionsgesetz Unterstüt-

zung durch so genannte Präventionsbeauftragte

der Kirchenkreise und Hauptbereiche.

 

Das Rahmenschutzkonzept ist geregelt in der Präventions-

gesetzausführungsverordnung (PrävGAusfVO Teil 2, §§2 bis 

5). Es legt die Mindeststandards für die Schutzkonzeptent-

wicklung durch die kirchlichen Träger in der Nordkirche fest 

und erläutert, welche fachlichen Vorgaben und Maßnahmen 

in den Bereichen Prävention und Intervention künftig überall 

in der Nordkirche zu beachten sind (s. Anhang). 

Abrufbar unter: 

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/45220

1 Anmerkung: Die Vorschriften des staatlichen Rechts bleiben unberührt (vgl. § 4 
Abs. 2 PrävG).



Das Rahmenschutzkonzept ordnet den Prozess der Schutz-

konzeptentwicklung fachlich ein und widmet sich hierbei 

u.a. folgenden Aspekten:

//  �Was definiert ein Schutzkonzept?

//  �Was sind die grundlegenden Entwicklungsschritte und 

wichtigsten Bausteine?

// Was muss bei einer Risikoanalyse beachtet werden?

//  �Wofür dient ein Handlungsplan und welche Informatio-

nen müssen enthalten sein?

//  �Welche Unterstützung erfahren die kirchlichen Träger bei 

der Entwicklung und Umsetzung von Schutzkonzepten?

Ziel und Zweck der Vorgaben im Rahmenschutzkonzept ist 

es – unter Berücksichtigung der großen Diversität von Kir-

che – einen einheitlichen fachlichen Standard beim Schutz 

vor sexualisierter Gewalt in der Nordkirche zu erreichen. 

Mit diesem Schritt setzt die Nordkirche Erkenntnisse und 

Lehren aus ihrer eigenen Aufarbeitungsgeschichte um. Sie 

kommt hiermit zudem der Vereinbarung mit dem Unabhän-

gigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindes-

missbrauchs (UBSKM) der Bundesregierung nach, indivi-

duelle Schutzkonzepte auf allen Ebenen kirchlicher Arbeit 

auf den Weg zu bringen. 

Am 16. Februar 2016 hat Prälat Dr. Martin Dutzmann, Bevollmächtigter der Evangelischen Kirchen in Deutschland 

(EKD), eine Vereinbarung mit dem Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 

(UBSKM), Johannes-Wilhelm Rörig, unterzeichnet. Der Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindes-

missbrauchs (UBSKM) ist das Amt der Bundesregierung für die Anliegen von Betroffenen und deren Angehörigen, für 

Expertinnen und Experten aus Praxis und Wissenschaft sowie für alle Menschen in Politik und Gesellschaft, die sich 

gegen sexualisierte Gewalt engagieren (www.beauftragter-missbrauch.de). 

Mit der Vereinbarung verpflichtet sich die EKD – gemeinsam mit den in der Kirchenkonferenz vertretenen Gliedkir-

chen – kirchliche Einrichtungen darin zu unterstützen, den Schutz vor sexualisierter Gewalt vor allem durch Fortbil-

dungen und Schutzkonzepte zu verbessern. 

Der Rat der EKD hat hierzu am 18. Oktober 2019 mit Zustimmung der Kirchenkonferenz die Richtlinie der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland zum Schutz vor sexualisierter Gewalt beschlossen. Die Richtlinie regelt grundsätzliche 

Anforderungen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt und nennt Maßnahmen zu deren Vermeidung und Hilfen.

https://www.uek-recht.de/document/44830

Den vollständigen Text der Partnervereinbarung und die Darstellung eines 

gemeinsamen Verständnisses von Schutzkonzepten findet man hier:

https://www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/20160216_ubskm_partnervereinbarung.pdf

Prävention von sexualisierter Gewalt in der EKD

// RECHTLICHE GRUNDLAGEN IN DER NORDKIRCHE 
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// RECHTLICHE GRUNDLAGEN IN DER NORDKIRCHE 

Näheres zum Bundeskinderschutzgesetz unter: 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/kinder-und-jugend/kinder-und-jugendschutz/

bundeskinderschutzgesetz/das-bundeskinderschutzgesetz/86268

Hinweis zum Thema  
Kindeswohlgefährdung

Das Thema Grenzverletzungen bis hin zur Gewalt ist 

ein Handlungsfeld mit vielfältigen Erscheinungsformen 

und hoher Komplexität. Es ist daher wichtig, dass ins-

besondere Mitarbeiter*innen im Kinder- und Jugend-

bereich zum Thema Kindeswohlgefährdung laufend 

fortgebildet werden und wissen, wie sie auf Signale von 

Hilfesuchenden reagieren müssen. Sie können somit 

wichtige Ansprechpersonen für Kinder und Jugendli-

che sein, die durch Mitarbeiter*innen in Einrichtungen, 

in der Familie, im sozialen Umfeld oder durch andere 

Jugendliche Übergriffe erfahren haben. 

Der gesetzlich festgelegte Schutzauftrag der  

Jugendhilfe bei Kindeswohlgefährdung ist in  

§ 8a SGB VIII verankert und regelt sowohl das Ver-

fahren des Jugendamtes als auch den Schutzauftrag 

der Träger von Einrichtungen und Diensten der freien 

Jugendhilfe. Gesetzlich geregelte Maßnahmen dieser 

Träger zur Prävention von Gefahren für das Kindeswohl 

und den Verfahren zum Schutz bei Kindeswohlgefähr-

dung bleiben von den Regelungen des Präventions-

gesetzes der Nordkirche unberührt und werden nicht 

durch diese ersetzt.
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Die hier vorliegende Handreichung bietet Orientierung 

und Hilfestellungen zur Entwicklung von Maßnahmen zum 

Schutz vor sexualisierter Gewalt gemäß dem Präventionsge-

setz der Nordkirche. 

Ziel ist die Anwendung fachlicher Standards in der Präventi-

onsarbeit. Hierbei gilt es die individuellen Voraussetzungen 

unterschiedlicher kirchlicher Strukturen und Arbeitszusam-

menhänge zu berücksichtigen und gleichzeitig mit den 

Bedarfen vor Ort in Einklang zu bringen.

Diese Vorgabe stellt zweifelsohne eine große Herausforde-

rung dar. Die Handreichung verweist hierzu auf weiterfüh-

rende Materialien, Informationen und Beratungsmöglichkei-

ten die es erleichtern sollen sich dem Thema anzunehmen 

und den Prozess auf den Weg zu bringen. 

An wen richtet sich diese Handreichung?

Der Anstoß und die Begleitung der Prävention von sexuali-

sierter Gewalt in der Nordkirche ist als Leitungsthema der 

jeweiligen kirchlichen Ebene zu verstehen. Von dort aus 

muss sowohl die impulsgebende Initiative für das Thema 

kommen, als auch eine vollumfassende Unterstützung für 

den Prozess der Schutzkonzeptentwicklung gewährleistet 

werden. 

Die Unterstützung durch die Leitungsebene ist 

maßgebliche Voraussetzung für eine erfolgreiche

 Präventionsarbeit!

1. Leitungsebene im Kirchenkreis, in den Hauptberei-

chen und den Diensten und Werken 

Die vorliegende Handreichung richtet sich an Leitungsver-

antwortliche in den Kirchenkreisen, Hauptbereichen und 

den Diensten und Werken in Zusammenarbeit mit den für 

dieses Thema zuständigen Fachkräften (Präventionsbeauf-

tragte, Fachreferent*innen, Multiplikator*innen etc.). 

Die Handreichung: 

//  �beschreibt die Vorgaben des Rahmenschutzkonzepts der 

Nordkirche und dient als Handlungsorientierung für alle 

kirchlichen Träger;

//  �informiert über die notwendigen Standards und Bau-

steine von Schutzkonzepten und darüberhinausgehende 

gesetzliche Regelungen; 

//  ��beschreibt Wege zur Erarbeitung und zur Umsetzung von 

Maßnahmen der Prävention und Intervention;

//  �soll insbesondere die gemäß dem Präventionsgesetz 

bestellten Präventionsbeauftragten dabei unterstützen, 

das Thema sexualisierte Gewalt gemeinsam mit ihren 

Kirchengemeinden und kirchlichen bzw. diakonischen 

Einrichtungen zu bearbeiten und selbst präventiv tätig zu 

werden. 

// ZIELE DIESER HANDREICHUNG
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2. Leitungspersonen und haupt- und ehrenamtlichen 

Mitarbeiter*innen in Kirchengemeinden und kirchlichen 

Einrichtungen 

Die Handreichung spricht insbesondere jene an, in deren 

Verantwortungsbereichen mit Kindern, Jugendlichen  und 

anderen besonders vulnerablen Menschen (auch Erwach-

senen) gearbeitet wird, wo Abhängigkeits- und Machtverhält-

nisse bestehen und eine enge Beziehungsarbeit stattfindet. 

Diese Bereiche können u. a. sein: 

•  Kirchengemeinden und kirchliche Einrichtungen,

•  Träger von Kindertagesstätten und Verbänden,

•  Veranstalter von Jugendreisen,

•  �Organisatoren und Verantwortungsträger von Aktionen 

an Urlaubsorten,

•  �Kirchenmusik, Pfadfinder*innen u.a. 

•  �Arbeit im Seelsorge- und Beratungskontext, 

•  �Pflege und Betreuung,

•  �Arbeit mit Geflüchteten,

•  �Engagement von Kirchengemeinden im Ausland

•  �Arbeit mit Menschen mit körperlichen oder geistigen 

Beeinträchtigungen etc.

Aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung kirchlicher 

Arbeit braucht es an die jeweiligen Strukturen und Voraus-

setzungen angepasste Schutzkonzepte und Vorgehenswei-

sen. 

Aufgabe insbesondere der verantwortlichen Leitungsper-

sonen (Pastor*innen, Kirchengemeinderät*innen, Einrich-

tungsleitungen etc.) im Zusammenwirken mit anderen ist es:

//  �die Themen sexualisierte Gewalt, Grenzverletzungen 

und Prävention immer wieder auf die Agenda zu setzen 

und zur Mitarbeit und Mitgestaltung zu motivieren;

//  �dafür Sorge zu tragen, dass ihre haupt- und ehrenamt-

lichen Mitarbeiter*innen sensibilisiert und fortgebildet 

werden;

//  �fachliche Unterstützung aus den Kirchenkreisen, Haupt-

bereichen und von internen und externen Fachstellen 

einzuholen;

//  �passgenaue Schutzmaßnahmen gemäß den Vorgaben 

des Rahmenschutzkonzeptes der Nordkirche partizipativ 

mit den Beteiligten – insbesondere den Kindern, Jugend-

lichen, Gemeindemitgliedern u.a. – zu entwickeln, diese 

vor Ort umzusetzen und am Leben zu halten.

In diesem Prozess sollen die kirchlichen Träger durch die 

gemäß dem Präventionsgesetz der Nordkirche zu bestellen-

den Präventionsbeauftragten beratend unterstützt werden.

// ZIELE DIESER HANDREICHUNG



1010

// NOTIZEN
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// THEMA SCHUTZKONZEPTE

Kapitel 1

Informationen zur Definition von sexuellen Grenzverletzungen und 

sexualisierter Gewalt. Institutionelle Risikofaktoren und Besonderheiten im 

kirchlichen Arbeitsfeld.K
A

PI
TE

L 
1

Kapitel 2

Informationen zu den Themen Prävention und Schutzkonzepte, 

Wirkungsweisen und Entwicklungsprozesse.

K
A

PI
TE

L 
2

Kapitel 3

Informationen zu allgemeinen Präventionsstandards und zu den 

Bausteinen von Schutzkonzepten.

K
A

PI
TE

L 
3

Kapitel 4

Maßnahmen der Intervention und Hinweise für Handlungspläne.

K
A

PI
TE

L 
4

Kapitel 5

Hilfestellungen für die Entwicklung und Umsetzung von individuellen 

Schutzkonzepten. Aufgaben und Verantwortung von kirchlichen Trägern. 

K
A

PI
TE

L 
5

Kapitel 6

Beschreibung der Präventionsbausteine in der Nordkirche.  

Weiterführendes Informationsmaterial und Beratungsmöglichkeiten.

K
A

PI
TE

L 
6

Die Handreichung ist in sechs Kapitel aufgeteilt
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Kirche ist ein Spiegelbild der Gesellschaft. 
Alle Generationen, alle Geschlechter und alle 
gesellschaftlichen Schichten sind hier vertre-
ten und stehen miteinander in engen Vertrau-
ensbeziehungen. Aufgrund dessen besteht 
auch in der evangelischen Kirche die Gefahr, 
dass diese Beziehungen für die Begehung 
von Grenzverletzungen bis hin zu sexualisier-
ter Gewalt ausgenutzt werden können.

K
A

PI
TE

L 
1



13

Grenzverletzungen bis hin zu  
sexualisierter Gewalt

Für den Begriff sexualisierte Gewalt gibt es keine einheitli-

che Definition. Die Bezeichnung kann unter anderem sexu-

elle Grenzverletzungen, sexualisierte Gewalt und strafrecht-

lich relevante Formen von sexuellem Missbrauch umfassen.

Zu Grenzverletzungen können einmalige oder gelegent-

lich auftretende unangemessene Verhaltensweisen oder 

pädagogisches Fehlverhalten zählen (z.B. die Missachtung 

persönlicher oder körperlicher Distanz, sexistische Sprache 

etc.). Maßstab für die Bewertung solcher Handlungen ist 

neben objektiven Kriterien (wie z.B. die Einhaltung profes-

sioneller Arbeitsstandards, eines Verhaltenskodex u.a.), das 

subjektive Erleben von Betroffenen. Unbeabsichtigte Grenz-

verletzungen können benannt und künftig vermieden wer-

den, wenn Sensibilität für ein adäquates Nähe-Distanz-Ver-

hältnis mit klaren Regeln geschaffen wird. 

Ebenso kann es sich bei solchen Grenzverletzungen aber 

auch um die gezielte Vorbereitung von sexualisierter 

Gewalt handeln („Täterstrategie“). Sich langsam steigernde 

Grenzverletzungen können unter Umständen Testhand-

lungen von Täter*innen sein, um herauszufinden, welche 

Personen(-gruppen) sich nicht wehren (können) und ob das 

grenzverletzende Verhalten im Umfeld bemerkt und ange-

sprochen wird. 

Sexualisierte Gewalt beschreibt jedes Verhalten, das vor-

sätzlich in die sexuelle Selbstbestimmung eines anderen 

Menschen ohne Einwilligung bzw. Einwilligungsfähigkeit 

eingreift. Täter oder Täterinnen missachten bewusst fach-

liche Standards und gesellschaftliche Normen, nutzen 

intransparente Strukturen, vertrauliche Beziehungen (bspw. 

im Rahmen der Seelsorge, im Konfirmandenunterricht oder 

in der Kinder- und Jugendarbeit), Abhängigkeits- und Macht-

verhältnisse  gezielt aus und ignorieren die Widerstände von 

Betroffenen zur Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse  

(vgl. u.a. Deegener 2010). 

Sexualisierte Gewalt ist ein Oberbegriff, der die gewaltsame 

Verletzung der Rechte und Grenzen einer Person verdeutli-

chen soll. Es handelt sich dabei um ein gravierendes Fehl-

verhalten, das die Schwelle zur Strafbarkeit überschreiten 

kann. 

Die Übergänge von Grenzverletzungen bis hin zu 

sexualisierter Gewalt können fließend sein. 

In der Regel gibt es immer wieder Fälle, 

die für Unsicherheiten sorgen. Es ist daher wichtig,

Irritationen bei beobachteten Verhaltensweisen

anzusprechen und für fachliche Klärung zu sorgen.

Die strafrechtlich relevanten Formen sexualisierter 

Gewalt an Minderjährigen und Schutzbefohlenen werden 

im 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches unter den „Straf-

taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung“ benannt  

(gem. §§ 174 ff. StGB). Dies umfasst unter anderem exhi-

bitionistische Handlungen, die Förderung sexueller Hand-

lungen Minderjähriger und das Ausstellen, die Herstellung, 

das Anbieten oder den Eigenbesitz von kinderpornographi-

schen Materialien, sexuelle Übergriffe, sexuellen Mißbrauch 

und Vergewaltigung.

Weitere Infos unter:  

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/

//  KAPITEL 1  –  ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Institutionelle Risikofaktoren für sexuali-
sierte Gewalt

Die Ausübung von sexualisierter Gewalt ist immer auch ein 

Missbrauch von Macht und Vertrauen. Die Erfahrungen der 

Nordkirche bei der Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt 

im kirchlichen Raum, wie auch folgenschwere Fälle in ande-

ren Einrichtungen und Institutionen in Deutschland und im 

Ausland, haben gezeigt, dass die institutionellen Strukturen 

bzw. das Fehlen von konkreten Schutzmechanismen das 

Risiko für Grenzverletzungen erhöhen und diese Form der 

Gewalt befördern können. 

Risikofaktoren können sich auf unterschiedlichen strukturel-

len Ebenen einer Institution wie der Kirche wiederfinden. 

Hierzu zählen unter anderem:

//  �die Ebene der Leitung;

//  �das Verhalten von haupt- oder ehrenamtlichen Mitarbei-

ter*innen; 

//  �kein oder ein unzureichendes pädagogisches Konzept.

Diese Risikofaktoren führen für sich genommen nicht unmit-

telbar zu sexualisierter Gewalt. Sie bieten jedoch poten-

ziellen Tätern oder Täterinnen Zugänge, indem sich diese 

bspw. intransparenter oder unprofessioneller Strukturen 

bemächtigen und für ihre Zwecke ausnutzen.

Diese und andere Risikofaktoren können es begünstigen, 

dass Hemmschwellen für potenzielle Täter und Täterinnen 

gesenkt werden. Gleichzeitig wird es hierdurch betroffenen 

Menschen – vor allem Kindern und Jugendlichen – beson-

ders schwer gemacht ihr Schweigen zu brechen, Hilfe zu 

suchen und Übergriffe zu stoppen.

Beispiele institutioneller  
Risikofaktoren

•  �Geschlossene, abgeschottete Strukturen mit starken 

Abhängigkeiten und hohem Loyalitätsdruck.

•  �Autoritärer Leitungsstil und starre Hierarchien mit 

großen Machtgefällen.

•  �Diffuse, unklare Leitungsstrukturen, die das Anspre-

chen von Fehlverhalten erschweren.

•  �Fehlendes Wissen zum Thema sexualisierte Gewalt 

und Grenzverletzungen.

•  �Keine oder wenig verbindliche pädagogische Kon-

zepte, insbesondere zum Schutz von Kindern und 

Jugendlichen sowie mangelnde, gelebte Beteili-

gungskonzepte und Beschwerdemöglichkeiten.

•  �Intransparenz in der Arbeitsorganisation und eine 

hohe Mitarbeiterfluktuation. 

•  �Mangelhafte fachliche Kontrolle und keine verbindli-

chen Regeln zum grenzwahrenden Umgang.

•  �Unzureichende Trennung von Beruf und Privatheit 

durch Leitung und Mitarbeiter*innen.

•  �Fehlende Eignungsverfahren (z.B. keine Einstel-

lungs- und Mitarbeiter*innengespräche über gren-

zwahrendes Verhalten, fehlende Einsichtnahme in 

das erweiterte Führungszeugnis etc.).

•  �Sexualität als allgemeines Tabuthema in Institutio-

nen.

•  �Vertrauen und Abhängigkeiten im besonderen Kon-

text von Glauben und Spiritualität.

vgl. DJI e.V. (Hrsg.) (2011): Sexuelle Gewalt gegen Mädchen und Jungen in 
Institutionen. S. 167 ff.

//  KAPITEL 1  –  ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Besondere Risiken im kirchlichen 
Arbeitsfeld

Kirche ist ein Spiegelbild der Gesellschaft. Alle Generatio-

nen, alle Geschlechter und alle gesellschaftlichen Schichten 

sind hier vertreten und stehen miteinander in engen Ver-

trauensbeziehungen. Aufgrund dessen besteht auch in der 

evangelischen Kirche die Gefahr, dass diese Beziehungen 

für die Begehung von Grenzverletzungen bis hin zu sexuali-

sierter Gewalt ausgenutzt werden können.

Die sehr enge Beziehungsarbeit und die von Vertrauensver-

hältnissen geprägten Handlungsfelder und Funktionen in 

Kirche bergen hierbei Risiken, die potenziellen Tätern und 

Täterinnen Zugänge erleichtern und sexualisierte Gewalt 

ganz besonders begünstigen können. 

Hierzu können z.B. folgende Faktoren oder Situationen gehören:

//  �Vertrauliche Beziehungen im Seelsorge- und Beratungs-

kontext.

//  �Die Betreuung in Kindertagesstätten, Jugendtreffs,  

Kindergottesdiensten, Horten, Schulen etc.

//  �Enge Gemeinschaften in Verbänden, Jugendgruppen 

oder Gemeinden.

//  �Rahmenbedingungen der Aufsicht bspw. bei Freizeiten 

mit Übernachtungen. 

//  �Die Notwendigkeit von Körperkontakt z.B. in der musi-

kalischen Ausbildung, der Pflege und in der Arbeit mit 

Menschen mit Behinderungen

//  �Die teilweise berufsbedingte Vermischung beruflicher 

und privater Kontakte.

//  KAPITEL 1  –  ALLGEMEINE INFORMATIONEN

Wo ist eine Grenze überschritten?

Vertrauen und Beziehungsarbeit sind unerlässliche Bestandteile kirchlicher Arbeit. Umso wichtiger ist es, angemessen 

und besonnen mit dem Thema Grenzverletzungen und sexualisierte Gewalt umzugehen. Viele haupt- und ehrenamtliche 

Mitarbeiter*innen in der Kirche sind verständlicherweise verunsichert und müssen dafür sensibilisiert werden, ab wann 

Grenzen überschritten sind und in welchen Situationen eine erhöhte Aufmerksamkeit und ggf. ein Eingreifen notwendig 

ist.

Natürlich dürfen und sollen bspw. einvernehmliche Beziehungen und Umarmungen weiterhin möglich sein. Menschen, 

die es wünschen, soll Nähe und Trost gespendet werden können. Insbesondere Kinder benötigten diesen herzlichen und 

zugewandten Umgang, für den Worte allein häufig nicht ausreichend sind. Dieses Näheverhältnis darf jedoch niemandem 

aufgezwungen werden. Auch darf das Bedürfnis von Menschen nach Nähe nicht in grenzverletzender Weise ausgenutzt 

werden. Entscheidend ist daher der achtsame, transparente und respektvolle Umgang mit besonderer Beachtung der 

Bedürfnisse und persönlichen Grenzen des Gegenübers. Selbstverständlich ist hierbei die Beachtung der rechtlichen 

Vorgaben und Altersbestimmungen bei sexuellen Beziehungen. 

Es ist die Aufgabe von haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen und ihren Leitungsverantwortlichen, auf ein ausgewo-

genes Verhältnis von Nähe und Distanz zu achten. Zudem ist es hilfreich, das eigene Verhalten im Team, mit der Leitung 

und mit Hilfe fachlicher Beratung zu reflektieren, für bestimmte Situationen im Vorfeld klare Regeln festzulegen und prob-

lematische Situationen offen zu kommunizieren. 

Bei Unsicherheiten, ob das eigene oder ein beobachtetes Verhalten angemessen oder grenzverletzend ist, wird dringend 

empfohlen, sich von einer spezialisierten Fachstelle beraten zu lassen. Teil eines guten Schutzkonzeptes ist es, über ent-

sprechende kirchliche bzw. externe Beratungsmöglichkeiten vor Ort und in der Landeskirche zu informieren.
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PRÄVENTION
Prävention dient dem Vorbeugen von Grenz-
verletzungen und sexualisierter Gewalt. Durch 
die Entwicklung und nachhaltige Umsetzung 
passender Maßnahmen sollen Strukturen ge-
schaffen werden, die bewirken, dass diejeni-
gen, die kirchliche Angebote wahrnehmen, 
insbesondere anvertraute Kinder, Jugendli-
che und andere vulnerable Gruppen, besser 
geschützt werden. Schutzkonzepte bündeln 
spezifische Präventionsmaßnahmen, um die 
Sensibilität für das Thema bei kirchlichen Trä-
gern zu erhöhen und Risiken für Übergriffe 
abzubauen.
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Mindeststandards der Präventionsarbeit

Hintergrund

Der von der Bundesregierung im Jahr 2010 eingesetzte 

„Runde Tisch Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängig-

keits- und Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen 

Einrichtungen und im familiären Bereich“ hat in seinen Emp-

fehlungen fachliche Mindeststandards zum Schutz vor 

sexualisierter Gewalt in Institutionen beschrieben. 

Grundlage dieser Mindeststandards sind u.a. die Hand-

lungsebenen:

1) Prävention (vorbeugende Maßnahmen)

2) �Intervention (Verfahren bei Hinweisen, Wahrnehmungen

und im Verdachtsfall)

Diese beiden Ebenen beinhalten zentrale Bausteine von 

Schutzkonzepten und dienen als Impuls für die individuelle 

Weiterentwicklung in der Praxis.

Ein weiterer Schwerpunkt der Empfehlungen liegt auf der 

langfristigen Aufarbeitung von Vorfällen in der eigenen Ein-

richtung und der Einleitung von zukunftsgerichteten und 

nachhaltigen Veränderungsprozessen. 

Definition und Wirkungsweisen von 
Schutzkonzepten

Schutzkonzepte umfassen institutionelle, strukturelle und 

pädagogische Maßnahmen für die Praxis mit dem Ziel eine 

Kultur der gegenseitigen Achtsamkeit und der offenen und 

sensiblen Auseinandersetzung mit dem Thema Grenzver-

letzungen und sexualisierte Gewalt zu etablieren. Entspre-

chende Konzepte beziehen sich sowohl auf persönliche 

Beziehungen und das menschliche Miteinander als auch 

auf die gesamte Infrastruktur und Kultur einer Einrichtung 

oder Institution.

Schutzkonzepte dienen dazu, vorbeugende Maßnahmen 

innerhalb von Einrichtungen, Kirchengemeinden oder 

Arbeitsfeldern zu ergreifen und Risiken für Übergriffe abzu-

bauen. Potenziellen Tätern oder Täterinnen sollen durch 

konkrete Schritte die Möglichkeiten für Übergriffe erschwert 

werden. Betroffenen oder Hinweisgebern sollen der Zugang 

zu Beschwerdewegen ermöglicht werden und ihnen sollen 

professionelle Unterstützungsmöglichkeiten zur Verfügung 

stehen.

Quelle:  

www.kein-raum-fuer-missbrauch.de/schutzkonzepte/

 „Kein Präventionskonzept kann sexualisierte Gewalt 

in Institutionen generell verhindern. Dennoch ist 

Prävention grundlegend, um eine Sensibilisierung 

in den jeweiligen Organisationen zu fördern und die 

Rechte von Kindern, Jugendlichen, jungen Frauen 

und Männern und den Kinderschutz zu stärken.“

Runder Tisch Sexueller Kindesmissbrauch (2011). Leitlinien zur Prävention und Inter-
vention sowie zur langfristigen Aufarbeitung und Initiierung von Veränderungen nach 
sexualisierter Gewalt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Institutionen. Berlin.

//  KAPITEL 2  –  SCHUTZKONZEPTE



18

Schutzkonzepte der kirchlichen Träger

Warum benötigen wir in der Nordkirche Schutzkonzepte?

Sexualisierte Gewalt im kirchlichen Arbeitsfeld kommt in 

unterschiedlichster Weise vor. Es kann sich um eine akute 

Gefahrensituation oder auch um Hinweise zu Übergriffen 

aus der Vergangenheit handeln. Übergriffe können durch 

Mitarbeiter*innen im Raum der Kirche, im Rahmen von 

kirchlichen Veranstaltungen oder auch im privaten und fami-

liären Umfeld stattfinden. So kann es beispielsweise passie-

ren, dass sich Kinder, Jugendliche oder auch Erwachsene, 

die sexualisierte Gewalt in der Familie oder durch Gleichalt-

rige erfahren haben, Hilfe suchend an Vertrauenspersonen 

in der Kirche wenden. 

Ein Schutzkonzept unterstützt nicht nur darin, dass Risiken 

für Übergriffe im innerkirchlichen Bereich verringert werden. 

Es sorgt darüberhinaus für die Aneignung fachlicher Kom-

petenzen der Träger und dem Aufbau von Hilfe- und Unter-

stützungsstrukturen. Dieser Prozess berührt damit eine 

wichtige Kernaufgabe von Kirche.

Ein einrichtungsspezifisches Schutzkonzept ist viel

mehr als nur ein Maßnahmenpapier. Es dient als

Vehikel für einen aktiven und dauerhaften Ausein-

andersetzungs- und Sensibilisierungsprozess zu den 

Themen Achtsamkeit, Grenzwahrung und sexuali-

sierte Gewalt in der Kirche und in der Gesellschaft.

Was bewirkt ein Schutzkonzept in der Praxis?

Um die der Kirche anvertrauten Menschen vor sexualisierter 

Gewalt schützen zu können, muss man wissen, wie ein sol-

cher Schutz wirksam und angemessen umgesetzt werden 

kann. Hierfür ist ein Schutzkonzept hilfreich.

//  KAPITEL 2  –  SCHUTZKONZEPTE
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//  KAPITEL 2  –  SCHUTZKONZEPTE

Die Entwicklung und Umsetzung eines Schutzkonzepts…

//  �trägt zur Enttabuisierung von sexualisierter Gewalt bei 

und sensibilisiert für das Thema;

//  �erkundet was es bedeutet im Alltag achtsam miteinan-

der umzugehen;

//  �ermöglicht eine geordnete und reflektierte Auseinander-

setzung mit den eigenen strukturellen Begebenheiten;

//  �stärkt den Schutz aller im Raum der Kirche anvertrauten 

Menschen durch konkrete Maßnahmen;

//  �gibt Mitarbeiter*innen Sicherheit und Orientierung im 

Umgang mit der Thematik;

//  �erleichtert es, Fehlverhalten frühzeitig anzusprechen 

und Grenzen zu setzen;

//  �schafft Transparenz und Vertrauen nach innen und 

außen und signalisiert, dass mit dem Thema sexuali-

sierte Gewalt professionell umgegangen wird;

//  �informiert insbesondere Kinder und Jugendliche über 

ihre Rechte und Beschwerdewege;

//  �macht kirchliche Einrichtungen zu einem wichtigen 

Kompetenzort, in dem Menschen, vor allem Kinder, 

Jugendliche und andere vulnerable Gruppen, die von 

sexualisierter Gewalt betroffen sind, Hilfe finden können.

//  �schützt haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen vor 

falschen Vermutungen, hilft diesen vorzubeugen oder 

Situationen von Beginn an richtig einzuordnen.

Wer ist für das Vorhalten eines Schutz- 
konzeptes zuständig?

Es ist die Aufgabe der verantwortlichen Leitungspersonen 

der kirchlichen Träger dafür zu sorgen, dass Schutzkon-

zepte entwickelt und umgesetzt werden. 

Die abgeschlossene Entwicklung und Umsetzung des 

Schutzkonzeptes durch den kirchlichen Träger ist der jewei-

ligen aufsichtsführenden Stelle nachzuweisen (gem. § 5 

Abs. 4 Satz 3 PrävG). 

Der Nachweis eines Schutzkonzeptes ist jedoch nur ein 

formaler Abschluss. Der praktische Mehrwert eines Schutz-

konzepts entsteht dadurch, dieses immer wieder zu aktuali-

sieren, die Umsetzung der erarbeiteten Maßnahmen laufend 

zu überprüfen und neue Mitarbeiter*innen intensiv mit dem 

Thema vertraut zu machen.

Wer unterstützt die Ausarbeitung eines 
Schutzkonzeptes?

Gemäß dem Präventionsgesetz der Nordkirche § 5 Absatz 4  

sollen die Kirchenkreise und Hauptbereiche ihre Kirchen-

gemeinden und kirchlichen Träger in der Präventionsarbeit 

und bei der Entwicklung von Schutzkonzepten u.a. durch 

die Benennung von Präventionsbeauftragten unterstützen. 

Die Präventionsbeauftragten werden in dieser Aufgabe 

durch die Fachstelle der Nordkirche fachlich beraten. 

Die Diakonischen Werke – Landesverbände sollen für ihren 

Bereich die Bestellung von Präventionsbeauftragten regeln.

Teil 2 § 2 der Ausführungsverordnung über das Rahmen- 

schutzkonzept legt folgendes dar: 

„Jeder kirchliche Träger soll auf der Grundlage der nach-

folgenden Bestimmungen mit Unterstützung der bzw. des 

jeweils zuständigen Präventionsbeauftragen eine Risiko-

analyse druchführen und ein Schutzkonzept entwickeln“. 

(Teil 2, § 2 Satz 1 PrävGAusfVO).
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Wie beginnt die Schutzkonzeptentwick-
lung? 

Am Anfang der Schutzkonzeptentwicklung stehen Wissens-

vermittlung, Sensibilisierung und intensive Reflexionspro-

zesse. Die Fragen, die sich alle kirchlichen Träger in diesem 

Zusammenhang stellen sollten und die im Rahmen der Ent-

wicklung eigener Schutzkonzepte auftauchen, sind unter 

anderem: 

//  �Wie ist unser Wissenstand zum Thema sexualisierte 

Gewalt und Prävention?

//  �Welche Strukturen, Situationen oder Abläufe bergen 

bei uns besondere Risiken dafür, dass Grenzverletzun-

gen bis hin zu sexualisierter Gewalt stattfinden können?

//  �Haben wir eine Fehlerkultur und sind sprachfähig, wenn 

es um das Thematisieren irritierender und grenzverlet-

zender Verhaltensweisen geht?

//  �Wie groß ist die Gefahr, dass ein Kind, Jugendli-

cher, Schutzbefohlener oder Erwachsener in dieser 

Gemeinde oder Einrichtung keine Hilfe findet oder sich 

gar nicht erst traut danach zu suchen?

//  �Wissen wir, was zu tun ist, wenn es bei uns zu einem 

Hinweis auf grenzverletzendes Verhalten oder sexuali-

sierte Gewalt kommt?

//  �Welche Schutzmaßahmen benötigen wir und wie kön-

nen wir diese umsetzen?

//  �Wie ist unser professionelles Rollenverständnis in Bezug 

auf grenzwahrendes Verhalten und Kommunikation?

Am Anschluss an diese Reflektionsphase erfolgt die Poten-

zial- und Risikoanalyse, womit der eigentliche Prozess der 

Schutzkonzeptentwicklung eingeleitet wird.

Die Potenzial- und Risikoanalyse 

Die Risikoanalyse ist im Rahmenschutzkonzept verankert. 

Vor Beginn einer Risikoanalyse ist es in der Regel hilfreich 

sich einen Überblick über die Bestandteile von Schutzkon-

zepten zu verschaffen und zu prüfen, ob bereits präventive 

Strukturen, Maßnahmen oder Konzepte vorhanden sind, auf 

die man aufbauen kann (Potenzialanalyse – vgl. Teil 2 § 3 

PrävGAusfVO). 

Hierzu zählen zum Beispiel Initiativen oder Verhaltensregeln 

zu Themen wie Partizipation, Inklusion, Sexualpädagogik, 

Mobbing, Rassismus, Suchtprävention, Gewaltfreiheit, sexu-

elle Belästigung, Antisemitismus und Demokartieförderung.

In einem nächsten Schritt sollten sich die Träger möglicher 

Risiken innerhalb ihres Arbeitsumfeldes bewusst werden 

und durch entsprechende Handlungen und Maßnahmen 

versuchen, diese zu verringern oder ganz abzustellen. 

Bei einer Risikoanalyse handelt es sich um eine

 sorgfältige Prüfung jener kirchlicher Arbeitsfelder,

 in denen Kinder, Jugendliche und Schutzbefohlene,

 aber auch Erwachsene, möglichen Gefährdungen

 für sexualisierte Gewalt ausgesetzt sein könnten. 

Dieser Schritt dient dazu, Risiken zu identifizieren,

abzuwägen und festzustellen, ob ausreichende

Schutzmaßnahmen (Prävention) getroffen wurden 

und welche strukturellen und konzeptionellen Ver-

besserungen erforderlich sind. 
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Die individuelle Risikoanalyse gemäß § 3 PrävGAusfVO 

prüft hierbei im Sinne einer Bestandsaufnahme:

1. die Einhaltung professioneller Arbeitsstandards,

2. die Angebote und die verschiedenen Gruppen,

3. �das Bestehen von Gefährdungspotentialen und eines

besonderen Schutzbedarfs für eine bestimmte Gruppe,

4. �die Räumlichkeiten des kirchlichen Trägers, deren

Besonderheiten, Nutzung und Zutrittsmöglichkeiten,

5. �das Vorhandensein von Beschwerdestrukturen und

Handlungsplänen zur Intervention.

Die Risikoanalyse richtet den Blick nicht auf einzelne Perso-

nen, sondern vor allem auf Strukturen und Situationen und 

legt mögliche Schwachstellen offen. Die hierbei gewonne-

nen Erkenntnisse können anschließend genutzt werden, 

um gezielte Schutzmaßnahmen zu entwickeln und diese 

nachhaltig in den Arbeitsalltag einzuflechten (siehe u.a. 

Abschlussbericht des Runden Tisches 2011, S. 127). 

Da sich Strukturen, Rahmenbedingungen, Personal, Ange-

bote und andere Gegebenheiten stetig verändern, muss 

auch die Risikoanalyse kontinuierlich fortgeschrieben und 

Präventionsmaßnahmen entsprechend angepasst werden. 

Für Beispielfragen einer Risikoanalyse siehe: 

www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/risikoanalyse.pdf 
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SCHUTZFAKTOREN
Ein Schutzkonzept besteht aus Bausteinen 
der Prävention und Intervention, um Risiken 
für sexualisierte Gewalt zu verringern und im 
Notfall professionell zu handeln.
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Das folgende Kapitel beschreibt, welche Schutzfaktoren 

dabei helfen können, Risiken für sexuelle Grenzverletzun-

gen und sexualisierte Gewalt zu verringern und welche 

Bausteine3 Teil eines ganzheitlichen Schutzkonzepts sein 

sollten: 

Ein Schutzkonzept besteht aus einer Reihe von Maßnahmen 

und thematischen Inhalten, die ineinandergreifen und zum 

Teil aufeinander aufbauen. Hierzu gehören Bausteine der 

Prävention (vorbeugende Maßnahmen) und der Interven-

tion (u. a. Beschwerdewege/Verfahren bei der Meldung von 

Anhaltspunkten auf Vorfälle sexualisierter Gewalt). 

Die Etablierung von präventiven Schutzmaßnahmen mithilfe 

eines individuellen Schutzkonzeptes unterstützt dabei, Risi-

kofaktoren entgegenzuwirken und Gefährdungen zu verrin-

gern.

Im Folgenden werden die wichtigsten Bausteine von Schutz-

konzepten dargestellt.4 Innerhalb dieses vorgegebenen Rah-

mens sollte jeder kirchliche Träger zu einem passgenauen 

Schutzkonzept gelangen. 

Welche der hier genannten Bausteine schwerpunktmäßig 

zur Anwendung kommen wird die Potenzial- und Risikoana-

lyse vor Ort ergeben und ist abhängig von den individuellen 

Gegebenheiten eines Arbeitsbereiches und der jeweiligen 

Zielgruppe.

// � �KAPITEL 3 
SCHUTZFAKTOREN GEGEN SEXUALISIERTE GEWALT

Beispiele von Schutzmaßnahmen 

• �Herstellung transparenter Leitungsstrukturen.

• �Ein funktionierendes Beschwerdeverfahren und

eine Arbeitskultur, die das Ansprechen von Feh-

lern erlaubt und erwünscht (Fehlerkultur).

• �Transparente Aufgabenverteilung und Befugnisse

für haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen.

• �Aufstellen verbindlicher Regeln zum grenzachten-

den Umgang miteinander unter Beteiligung von

Kindern, Jugendlichen und anderen vulnerablen

Gruppen.

• �Feste Verfahrensregeln bei Fällen von sexualisier-

ter Gewalt oder Grenzverletzungen.

• �Regelmäßige Fortbildung für haupt- und ehren-

amtliche Mitarbeiter*innen zum Thema sexuali-

sierte Gewalt und Prävention.

• �Informationen für Kinder, Jugendliche, Erzie-

hungsberechtigte und Gemeindemitglieder über

Beschwerdewege und Einbindung in die Präven-

tionsarbeit.

3 � �Die vorliegende Handreichung orientiert sich mit diesen Vorgaben u.a. an den Emp-
fehlungen vom Runden Tisch sexueller Kindesmissbrauch der Bundesregierung 
und des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 
(UBSKM). Nähere Informationen auch unter: www.kein-raum-fuer-missbrauch.de/
schutzkonzepte/

4 � �Anmerkung: Vorschriften des staatlichen Rechts, bspw. in Bezug auf die Verfahren 
und Vorgaben beim Thema Kindeswohlgefährdung bleiben hiervon unberührt.
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BAUSTEINE VON SCHUTZKONZEPTEN

Festschreibung und Kommunikation der 
Präventionsverantwortung

Die erfolgreiche Umsetzung präventiver Schutzmaßnahmen 

sollte auf einer starken Basis stattfinden, die diese Arbeit mit-

trägt. Dies erfordert die Entwicklung einer Haltung und einer 

klaren Positionierung gegen sexualisierte Gewalt durch die 

jeweils verantwortliche Leitungsebene. 

Die Präventionsverantwortung sollte fest verankert und in 

der internen und öffentlichen Darstellung kommuniziert wer-

den. Hierbei sollte zum Ausdruck kommen, dass der kirch-

liche Träger einen Schutzauftrag für die ihm anvertrauten 

Menschen hat. Es sollte formuliert werden, dass der Träger 

ein Schutzkonzept gegen sexualisierte Gewalt entwickelt hat 

und sich im täglichen Miteinander daran orientiert, um so 

diesem Schutzauftrag nachzukommen. Dies kann den Pro-

zess der Schutzkonzeptentwicklung sinnvollerweise abrun-

den und das Konzept damit für verbindlich erklären.

Sensibilisierung von Haupt- und Ehren-
amtlichen 

Handlungskompetenz bei Fragen von sexualisierter Gewalt 

kann vor allem durch die Vermittlung von Wissen erreicht 

werden. Durch praxisnahe und zielgruppengerechte Infor-

mationsveranstaltungen werden haupt- und ehrenamtliche 

Mitarbeiter*innen sowie Leitungspersonen sensibilisiert 

und in ihrer professionellen Rolle gestärkt. 

Fortbildungen und Schulungen sollten unter anderem ein 

Basiswissen zum Thema sexualisierte Gewalt in Institutionen 

beinhalten, wie z.B. Begriffsdefinitionen und Formen von 

sexualisierter Gewalt und Grenzverletzungen, Täterstrategien, 

Präventionsmöglichkeiten, Beschwerdewege und Verfahrens-

wege bei Anhaltspunkten für sexualisierte Gewalt. Weitere 

Inhalte umfassen besondere Risikofaktoren im kirchlichen 

Arbeitsfeld und Informationen zu Ausmaß und Folgen von 

sexualisierter Gewalt (Umgang mit Traumatisierung).

Fortbildungen für haupt- und ehrenamtliche 

Mitarbeiter*innen sollten regelmäßig aufgefrischt 

und stets auch bei Neueinstellungen vorgesehen

werden.

Beschwerdeverfahren

Jeder kirchliche Träger sollte über ein funktionierendes und 

niedrigschwelliges Beschwerdeverfahren verfügen. Hierfür 

müssen auf den jeweiligen Organisationsebenen kompe-

tente Ansprech- bzw. Vertrauenspersonen benannt werden, 

an die sich Kinder, Jugendliche, Eltern, Erziehungsberech-

tigte und Mitarbeiter*innen bei Hinweisen auf ein grenzver-

letzendes Fehlverhalten wenden können. 

Ein wichtiger Teil eines solchen Beschwerdeverfahrens ist 

die Etablierung einer offenen Fehlerkultur, die es erlaubt, Kri-

tik zu äußern und Irritationen offen anzusprechen. Es liegt 

in der Verantwortung der Leitungspersonen, Beschwerden 

ernst zu nehmen und diesen konsequent nach zu gehen.

Handlungsplan zum Vorgehen bei Hinwei-
sen auf sexualisierte Gewalt 

Im Ernstfall ist es entscheidend, handlungsfähig zu bleiben. 

Ein elementarer Bestandteil von Schutzkonzepten ist daher 

ein schriftlich fixierter Handlungsplan für ein verlässliches 

und koordiniertes Vorgehen bei Hinweisen auf sexualisierte 

Gewalt (siehe Kapitel 4 - Intervention). Ein solcher Plan ent-

hält Hinweise zu Beratungsmöglichkeiten innerhalb und 

außerhalb der Nordkirche, zu Informations- und Kommuni-

kationswegen, Zuständigkeiten, näheres zu ersten Hand-

lungsmaßnahmen und zu Verfahrensabläufen. 

// � �KAPITEL 3   
SCHUTZFAKTOREN GEGEN SEXUALISIERTE GEWALT



25

// � �KAPITEL 3 
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Personalentwicklung und -verantwortung 

Personalauswahl/Personalentwicklung

Schutz beginnt bereits bei der Einstellung von Mitarbei-

ter*innen bzw. der Auswahl von Ehrenamtlichen. Im Rah-

men von Einstellungsgesprächen sollte über Prävention 

von sexualisierter Gewalt gesprochen und die Haltung der 

Bewerberinnen und Bewerber hierzu thematisiert werden. 

Die Signalwirkung ist entscheidend: 

„Prävention von sexualisierter Gewalt ist ein Thema

 bei uns und wird nicht tabuisiert!“

Auch nach der Einstellung sollten Präventionsarbeit und 

Schutzkonzepte Gesprächsgegenstand bleiben und im 

Rahmen von Teammeetings, Mitarbeitergesprächen und 

Schulungen vertieft und eine Selbstverpflichtungserklärung 

zum grenzwahrenden Umgang unterschrieben werden. 

Dies gilt auch für ehrenamtliche Mitarbeiter*innen.

Erweitertes Führungszeugnis 

Kirchliche Träger sind gesetzlich dazu verpflichtet sicherzu-

stellen, dass keine Personen, die wegen einer Straftat gegen 

die sexuelle Selbstbestimmung rechtskräftig verurteilt wur-

den, Kinder und Jugendliche beaufsichtigen, betreuen, 

erziehen oder ausbilden oder einen vergleichbaren Kontakt 

haben. Kirchliche Träger haben sich von allen Personen, 

die beruflich in der Kinder- und Jugendarbeit oder in kin-

der- und jugendnahen Bereichen tätig sind – einschließlich 

Pastor*innen –, bei der Einstellung und in regelmäßigen 

Abständen ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a 

Abs. 1 BZRG vorlegen zu lassen (§ 5 Abs. 1 PrävG). 

Bei ehrenamtliche Mitarbeiter*innen entscheidet die Art, 

Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern und Jugend-

lichen darüber, ob ein erweitertes Führungszeugnis vorge-

legt werden muss. Hierzu kann bspw. die regelmäßige und 

eigenverantwortliche Arbeit mit Kindern, Jugendlichen oder 

anderen vulnerablen Gruppen zählen oder die Begleitung 

von Übernachtungsveranstaltungen. 

Das erweiterte Führungszeugnis gibt u.a. Auskunft über:

//  �alle rechtskräftigen Verurteilungen wegen Straftaten 

gegen die sexuelle Selbstbestimmung (abhängig von 

gesetzlich festgelegten Tilgungsfristen).

//  �Verurteilungen wegen der Verbreitung, des Erwerbs 

oder des Besitzes von Missbrauchsdarstellungen 

(sogen. Kinderpornographie).

//  �ggf. verhängte gerichtliche Auflagen (Kontaktverbote 

etc.)
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Selbstverpflichtungserklärung

Die Nordkirche will den ihr anvertrauten Kindern, Jugendli-

chen, jungen Erwachsenen und anderen vulnerablen Grup-

pen Räume bieten, in denen sie sich sicher fühlen und in 

denen sie sich in ihrer Persönlichkeit frei entfalten können. 

Alle haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen, die in der 

Kinder- und Jugendarbeit und im kinder- und jugendnahen 

Bereich tätig sind, sollen daher von den kirchlichen Trägern 

aufgefordert werden, sich mit den Inhalten einer Selbstver-

pflichtung auseinanderzusetzen und Schulungen zu diesem 

Thema in Anspruch nehmen. Kirchliche Träger sollen zu die-

sem Zweck Fortbildungen anbieten (§ 5 Abs. 2 PrävG).

Die im Rahmen einer Selbstverpflichtungserklärung aufge-

führten Regeln sollen einen verlässlichen Rahmen für ein 

respektvolles Miteinander schaffen. Die eigene Unterschrift 

bekräftigt den persönlichen Willen, für eine Kultur von Res-

pekt und Grenzachtung einzustehen und sich nach bestem 

Wissen und Gewissen dafür einzusetzen. 

Das Jugendpfarramt der Nordkirche hat eine Selbstver-

pflichtung zur Verfügung gestellt, die für die Jugendarbeit 

geeignet ist und bietet hierzu weiterführende Informationen 

an.  

Ähnliche Ziele wie die einer Selbstverpflichtung werden mit 

einem  Verhaltenskodex verfolgt. Die Entwicklung von Ein-

richtungs- und arbeitsfeldspezifischen Regelungen schafft 

Sicherheit und Orientierung für Mitarbeiter*innen im gren-

zachtenden Umgang und klärt insbesondere Kinder und 

Jugendliche über ihre Rechte und die einzuhaltenden (und 

auch einzufordernden) Grenzen auf. Zu den aufgeführten 

Regelungen zählen z.B. das Verhalten in Vieraugensituati-

onen, die Abgrenzung privater und dienstlicher Kontakte, 

der Umgang mit Fotos (bspw. von Aufführungen oder auf 

Freizeiten), die Nutzung sozialer Netzwerken und anderer 

digitaler Medien.

Das Aufstellen von Verhaltensregeln zielt auf den Schutz vor 

Grenzverletzungen und Gewalt und schützt zugleich Mitar-

beiter*innen vor falschen Verdächtigungen. Diese Regelun-

gen werden sinnvollerweise gemeinsam mit den Mitarbei-

ter*innen, Kindern, Jugendlichen und anderen Beteiligten 

erarbeitet.

Nähere Informationen hierzu unter:  

https://beauftragter-missbrauch.de/praevention/ 

schutzkonzepte 

// � �KAPITEL 3 
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www.jupfa.nordkirche.de
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Sexualpädagogisches Konzept 

Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 

Der informierte und adäquate Umgang mit der Auseinan-

dersetzung von Kindern und Jugendlichen mit ihrer Sexu-

alität ist ein wichtiges Thema für die kirchliche Kinder- und 

Jugendarbeit. Ein sexualpädagogisches Konzept ist daher 

insbesondere in Einrichtungen mit Betreuungs-, Erziehungs- 

oder Pflegeauftrag wichtig (z.B. in Kitas). Es dient u.a. der 

Information von Mitarbeiter*innen in Einrichtungen und bie-

tet Sicherheit und Handlungsfähigkeit im Arbeitsalltag.

In Bezug auf die Präventionsarbeit unterstützt ein sexualpä-

dagogisches Konzept vor allem die Stärkung des Selbstbe-

wusstseins sowie die Sprach- und Kommunikationsfähigkeit 

junger Menschen und Kinder beim Thema Sexualität, indem 

sie lernen über schwierige Themen oder grenzverletzende 

Situationen zu sprechen. 

Ein sexualpädagogisches Konzept beinhaltet zudem Richt-

linien zum Umgang der Kinder und Jugendlichen mitein-

ander sowie Regeln zwischen Kindern, Jugendlichen und 

Erwachsenen im gemeinsamen Miteinander. 

Menschen mit Behinderung oder andere vulnerable 

Gruppen 

Erwachsene Personen können durch körperliche, geistige, 

psychische oder seelische Behinderungen, durch Alter oder 

Krankheit in einer Weise beeinträchtigt sein, dass sie in 

besonderem Maße gefährdet sind von sexualisierter Gewalt 

oder Grenzverletzung betroffen zu sein. Sie sind eine beson-

ders vulnerable Gruppe.

Gleichzeitig schließen bestimmte Einschränkungen eine 

natürliche einvernehmliche Sexualität nicht aus, weshalb 

sich mittels eines sexualpädagogischen Konzepts drüber 

verständigt werden sollte, wie die spezifische Zielgruppe 

ggf. in der Ausübung einvernehmlicher Sexualität unterstützt 

und wie sie gleichzeitig vor Übergriffen geschützt werden 

können.

Zielgruppenspezifische Präventions- 
angebote 

Um eine ganzheitliche Sensibilisierung für persönliche 

Grenzen, Nähe, achtsamen Umgang und Hilfen im Notfall 

zu erreichen, sollten diese Themen im Alltag immer wieder 

diskutiert werden. Es ist in diesem Zusammenhang emp-

fehlenswert, wenn kirchliche Einrichtungen – im Rahmen 

ihrer Ressourcen und bspw. in Kooperation mit anderen Trä-

gern – informative Angebote für unterschiedliche Ziel- und 

Altersgruppen machen (Kinder, Jugendliche, Eltern etc.). 

Diese könnten sowohl Wissensvermittlung über Grenzverlet-

zungen als auch Anregungen für Präventionsmöglichkeiten 

beinhalten (z.B. Präventionsprojekte in Kitas oder evangeli-

schen Schulen) und gleichzeitig Sprachräume über ein häu-

fig noch tabuisiertes Thema eröffnen.

Informationen über Präventionsprojekte (Auswahl): 

https://www.bzga.de/programme-und-aktivitaeten/ 

praevention-von-sexuellem-missbrauch/

https://petze-kiel.de/ausstellungen/ 



Verhaltensregeln im Umgang mit digitalen 
Medien 

Wenn digitale Medien und soziale Netzwerke im Rahmen 

der beruflichen Tätigkeit unter anderem in der kirchlichen 

Kinder- und Jugendarbeit genutzt werden, sollte hierbei auf 

einen professionellen Umgang und eine angemessene Dis-

tanz geachtet werden. Dies gilt insbesondere im Kontakt mit 

Minderjährigen und anderen Schutzbefohlenen zum Bei-

spiel via Facebook, WhatsApp, Twitter o.ä. 

Die dienstliche Nutzung digitaler Kommunikationswege 

sollten im Vorfeld geprüft, transparent gestaltet und entspre-

chende Verhaltensregeln gemeinsam mit den Leitungsver-

antwortlichen und den Nutzer*innen und Erziehungsbe-

rechtigten festgelegt werden. 

Darüber hinaus ist es hilfreich Themen wie z. B. Sexting,  

Cybergrooming und die sinnvolle Nutzung von Internet 

und digitalen Medien auf die Agenda zu setzen und Infor-

mationsmaterialien für Erziehungsberechtigte, Kinder und 

Jugendliche zur Verfügung zu stellen. 

Nähere Informationen – Hilfe bei Grenzverletzun-

gen und sexualisierter Gewalt im digitalen Raum: 

www.social-media-guidelines.nordkirche.de

www.beauftragter-missbrauch.de/praevention/ 

sexuelle-gewalt-mittels-digitaler-medien/

www.wissen-hilft-schützen.de/

www.save-me-online.de

www.klicksafe.de

// � �KAPITEL 3   
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Vernetzung und Zusammenarbeit mit  
spezialisierten Fachstellen

Unabhängig von einem konkreten Anlass sind die Vernet-

zung und die Zusammenarbeit jedes kirchlichen Trägers mit 

einer für das Thema „Sexualisierte Gewalt in Institutionen“ 

spezialisierten Fachstelle in der Region sinnvoll. Es können 

Absprachen zur Unterstützung bei Fortbildungen und Infor-

mationsveranstaltungen sowie auch zur Erarbeitung von 

Präventionsmaßnahmen getroffen werden. 

Die Kinderschutzzentren und spezialisierten Fachstellen 

sowie viele Erziehungs- und Familienberatungsstellen freier, 

öffentlicher und auch kirchlicher Träger, das Jugendamt 

oder der Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD) und die Polizei 

bieten Beratungen zu diesem Thema an. 

Viele Kirchenkreise sind zudem bereits Kooperationen 

mit Fachstellen in der Region eingegangen, die zu diesen 

Themen angefragt werden können oder sie verfügen über 

eigene kirchliche oder diakonische Beratungsstellen. 

Informationen über Beratungsstellen im Raum der  

Nordkirche (Auswahl):

www.kirche-gegen-sexualisierte-gewalt.de  

Partizipation

Zu einer guten Präventionsarbeit kommt man nur dann, 

wenn alle Beteiligten, die es betrifft gemeinsam zu diesem 

Thema ins Gespräch kommen und frühzeitig in das Vorha-

ben eingebunden werden. 

Hierzu gehören haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen 

und Leitungspersonen genauso wie Eltern bzw. Erziehungs-

berechtigte und andere Gemeindemitglieder. Gleiches gilt 

für Kinder und Jugendliche, da dies vor allem ihre Lebens-

welt in der Kirche betrifft. Möglicherweise werden auf die-

sem Weg bereits grenzverletzende Situationen reflektiert, 

die sonst nie zur Sprache gekommen wären. 

„Schutzkonzepte sind letztendlich nur dann wirklich 

alltagstauglich, wenn sie mit denen besprochen 

werden, an die sie sich richten.“

Runder Tisch sexueller Kindesmissbrauch (2011). 

Abschlussbericht, S. 22.

Dies bedeutet nicht, dass alle Beteiligten bei jedem einzel-

nen Arbeitsschritt eingebunden werden müssen, sondern 

dass die Adressatinnen und Adressaten des Schutzkonzep-

tes ermächtigt werden, im Entstehungs- und Umsetzungs-

prozess ihre Perspektiven und Erfahrungen einzubringen. 

Ein partizipatives Vorgehen in einer alters- und funktionsan-

gemessenen Weise ermöglicht zudem von Beginn an einen 

transparenten Umgang und erhöht die allgemeine Akzep-

tanz. 
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INTERVENTION
Intervention beschreibt eine geordnete und 
fachliche begründete Vorgehensweise zum 
Umgang mit Hinweisen, Wahrnehmungen 
oder Meldungen von Vorfällen sexualisierter 
Gewalt. Intervention umfasst alle Maßnahmen, 
die dazu geeignet sind, Gefährdungen oder 
übergriffiges Verhalten schnellstmöglich zu 
beenden und weitere Gewalt zu verhindern. 
Der Schutz von Betroffenen und die Sicher-
stellung von Hilfen und Unterstützung haben 
dabei oberste Priorität.

K
A
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Alle haupt- oder ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen der Nord-

kirche haben die Verantwortung und die Pflicht zu handeln, 

wenn ihnen Hinweise oder Wahrnehmungen auf das Vor-

liegen von sexualisierter Gewalt im kirchlichen Bereich zur 

Kenntnis gelangen (vgl. PrävG § 6 Satz 1). 

Bei der ersten Kenntnisnahme von Anhaltspunkten für sexu-

alisierte Gewalt sind die genauen Hintergründe selten unmit-

telbar abzuschätzen. Wahrnehmungen durch einen selbst 

oder andere gehen meist mit großen Verunsicherungen, 

Zweifeln und Spekulationen einher. Es gilt daher strukturelle 

Vorkehrungen zu treffen und klare Kommunikationswege 

festzulegen, um im Notfall unmittelbar handlungsfähig zu 

sein. 

Bei jeder individuellen Situation müssen, unter Hinzuzie-

hung qualifizierter Fachkräfte, der Sachverhalt aufgeklärt 

und Maßnahmen entwickelt und umgesetzt werden, ohne 

dabei straf- oder arbeitsrechtliche Gesetzesnormen zu ver-

letzen oder das Leid für Betroffene zu vergrößern. 

// �KAPITEL 4 – INTERVENTION:  
HANDLUNGSSICHERHEIT IN KRISENSITUATIONEN

Beim Thema Intervention in der 
Nordkirche gilt grundsätzlich:

•  �Intervention ist Leitungshandeln der für die Orga-

nisation oder Einrichtung zuständigen Personen 

oder des Gremiums. 

•  �Intervention folgt rechtsstaatlichen Prinzipien und 

gesetzlichen Vorgaben.

•  �Der Schutz von Betroffenen und Dritten vor  

akuten Gefährdungen sowie deren Unterstüt-

zung ist während des Interventionsverfahrens 

unbedingt zu beachten.

•  �Die Fürsorgepflichten gegenüber beschuldigten  

Mitarbeiter*innen sind zu berücksichtigen.  
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Interventionsstrukturen in Kirchenkreisen 
und Hauptbereichen 

Zur fachlich abgesicherten Bearbeitung von Hinweisen 

sexualisierter Gewalt braucht es fest etablierte Interventions-

strukturen. 

Hierzu gehören insbesondere folgende Vorkehrungen:

  // �Erstellung eines Handlungsplans zum Agieren im Ver-

mutungsfall.

  // �Festlegung der strukturellen Fallverantwortung und 

Verfahrensleitung.

  // �Benennung von Meldebeauftragten zur Entgegen-

nahme und Weiterleitung von Meldungen an die zustän-

digen kirchlichen Träger oder dienstaufsichtsführenden 

Stellen (Meldepflicht).

  // �Zusammenstellung und Qualifizierung eines Beratungs-

stabes zur Abstimmung des weiteren Vorgehens im Fall 

einer Meldung zureichender Anhaltspunkte für sexuali-

sierte Gewalt.

  // �Anlassbedingte Hinzuziehung qualifizierter und multipro-

fessioneller Fachexpertise zur Unterstützung der Fallbe-

arbeitung, der Krisenintervention und der Nachsorge. 

Handlungsplan 

Das Rahmenschutzkonzept der Nordkirche sieht die Ent-

wicklung eines Handlungsplans durch die kirchlichen 

Träger vor (§ 5 PrävGAusfVO). Der Handlungsplan enthält 

Vorgaben zur Durchführung des Verfahrens bei Hinweisen, 

Wahrnehmungen oder Meldungen für das Vorliegen zurei-

chender Anhaltspunkte für sexualisierte Gewalt. 

Handlungspläne dienen als Orientierungshilfen 

für die Akteure im Krisenfall und bilden die Leitlinie 

für eine angemessene Vorgehensweise auf der

 jeweiligen Ebene.

Es ist dabei  äußerst wichtig, dass ein Handlungsplan über 

die „ersten Schritte im Ernstfall“, die je nach Funktion und 

Position unterschiedlich sein können, ausführlich informiert 

und strukturelle Vorkehrungen getroffen werden, um die 

notwendigen Maßnahmen zum Schutz betroffener Perso-

nen zu veranlassen.	
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Meldung und Meldebeauftragte

Gemäß dem Präventionsgesetz der Nordkirche sind haupt- 

und ehrenamtliche Mitarbeitende denen zureichende 

Anhaltspunkte für Vorfälle sexualisierter Gewalt im kirch-

lichen Bereich zur Kenntnis gelangen verpflichtet, diese 

unverzüglich der bzw. dem für den jeweiligen kirchlichen 

Träger zuständigen Beauftragten zu melden (Meldepflicht 

gem. § 6  Abs. 1 PrävG).  

Die Kirchenkreise und Hauptbereiche bestellen zu die-

sem Zweck so genannte Meldebeauftragte (§ 6 Abs. 2 Satz 

1 PrävG). 

Die Diakonischen Werke – Landesverbände sollen für ihren 

Bereich die Bestellung von Meldebeauftragten regeln.

•  �Die von den Kirchenkreisen und Hauptbereichen 

zu bestellenden Meldebeauftragten sind qualifizierte 

Ansprechpersonen, die Meldungen zu Anhaltspunkten 

über Vorfälle sexualisierter Gewalt dokumentieren, an die 

dienstlich zuständigen Stellen weiterleiten und meldende 

Personen über das weitere Verfahren, sowie Beratungs- 

und Unterstützungsmöglichkeiten informieren. 

•  �In der Landeskirche nimmt die Fachstelle gegen sexu-

alisierte Gewalt gem. § 7 PrävG die Aufgaben der/des 

Meldebeauftragten wahr. Sie berät und unterstützt die 

Meldebeauftragten der Kirchenkreise, Hauptbereiche 

sowie andere landeskirchliche Stellen und hilft bei der 

Vermittlung von qualifizierten Fachkräften zur Durchfüh-

rung eines Interventionsverfahrens.

Zu einem Handlungsplan gehören 
gem. § 5 Satz 2 PrävGAusfVO ins-
besondere u.a. Informationen:

1. � �über Ansprechpersonen des kirchlichen  

Trägers und der Evangelisch-Lutherischen 

Kirche in Norddeutschland sowie spezialisierter 

Fachberatungsstellen, an die sich Personen 

im Fall eines Verdachts auf das Vorliegen von 

sexualisierter Gewalt wenden können,

2. � �über die Beachtung von Schutzinteressen der 

betroffenen Personen,

3. � �über die Meldepflicht gemäß § 6 Abs. 1 PrävG 

und die Zusammenarbeit mit der bzw. dem 

jeweils zuständigen Meldebeauftragten gem.  

§ 6 Abs. 2 PrävG,

4. � �über ein standardisiertes Verfahren zur Kommu-

nikation und Dokumentation, 

5. � �über die Einberufung von Beratungsstäben, die 

Festlegung von Zuständigkeiten (Fallverantwor-

tung und Fallbearbeitung) und über das weitere 

Verfahren,

6. � �über die Nachsorge und Aufarbeitung des  

Falles für die Einrichtungen und Betroffenen 

sowie  

7. � �über die Rehabilitation von zu Unrecht  

beschuldigter Personen.
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Was passiert bei der Meldung von Hinweisen auf sexualisierte Gewalt?

1. Meldepflicht

Jede/Jeder Mitarbeitende der Nordkirche, die/der bzw. der/dem zureichende Anhaltspunkte für Vorfälle sexualisierter 

Gewalt im kirchlichen Bereich zur Kenntnis gelangen, ist verpflichtet, dies unverzüglich der bzw. dem für ihren/seinen 

kirchlichen Träger zuständigen Meldebeauftragten mitzuteilen (Meldepflicht gem. § 6 Abs. 1 PrävG).5

2.  Meldung 

Eine Meldung umfasst alle, der meldenden Personen zur Kenntnis gelangten Informationen, die als Grundlage für eine 

fachliche Einschätzung des Sachverhalts verwendet werden können. 

3.  Meldeverfahren

// �Die sachdienlichen Inhalte der Meldung werden durch die Meldebeauftragten dokumentiert, die meldenden Personen 

über das weitere Verfahren informiert und Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten für Betroffene und kirchliche 

Träger aufgezeigt. Die Meldebeauftragten leiten die gemeldeten Informationen gem. § 6 Abs. 2 Satz 2 PrävG an den 

jeweils zuständigen kirchlichen Träger oder die dienstaufsichtsführende Stelle weiter.6

// �Die kirchlichen Träger sind verpflichtet entsprechende Meldungen zu bearbeiten und die notwendigen Maßnahmen 

zum Schutz betroffener Personen und zur Verhinderung weiterer Vorfälle zu veranlassen  (vgl. § 6 Abs. 3 PrävG). 

// �Nach fachlicher Überprüfung des gemeldeten Sachverhalts wird je nach Zuständigkeit durch eine im Kirchenkreis, 

Hauptbereich oder Dezernat benannte Verfahrensleitung bei Bedarf ein Beratungsstab7 unter Einbeziehung des 

zuständigen kirchlichen Trägers einberufen. An dieser Stelle werden gemeinsam die weiteren Handlungsschritte im 

Rahmen eines Interventionsverfahrens beraten und in die Umsetzung gebracht. 

Alle Verfahrensschritte sollen stets in enger Abstimmung mit den zuständigen Leitungspersonen der kirchlichen Träger vor 

Ort und unter besonderer Berücksichtigung der Bedarfe von Betroffenen geschehen.

5  �Arbeits- und dienstrechtliche Pflichten, insbesondere zum Schutz des Beichtgeheimnisses und der seelsorglichen Schweigepflicht sowie Mitteilungspflichten und erforderliche 
Maßnahmen im Fall des Verdachts einer Verletzung von Pflichten aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis bleiben unberührt (§ 6 Abs. 4 PrävG).

6  �Hinweis zum Datenschutz: Alle Formen der Dokumentation, Aufbewahrung, Verarbeitung und Übermittlung der durch die Meldebeauftragten u.a. im Rahmen der Meldung 
gesammelten Daten unterliegen den Anforderungen der jeweils zum Datenschutz in der Nordkirche geltenden Bestimmungen. Bestehende gesetzliche Regelungen bleiben von 
diesen Vorgaben unberührt.

7  �Der sog. Beratungsstab ist in der Regel beim Kirchenkreis, Hauptbereich oder im Dezernat im Landeskirchenamt angesiedelt. Im Beratungsstab werden gemeinsam mit den 
jeweils zuständigen kirchlichen Träger Informationen zusammengetragen, die Situation unter Einbindung fachlicher Beratung bewertet und die notwendigen weiteren Handlungs-
schritte beschlossen. 
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// �KAPITEL 4 – INTERVENTION:  
HANDLUNGSSICHERHEIT IN KRISENSITUATIONEN

Handlungsplan in Kirchengemeinden, 
kirchlichen Einrichtungen und Arbeitsbe-
reichen

Der Handlungsplan ist ein  zentraler Bestandteil 

des Schutzkonzeptes der kirchlichen Träger. 

Ein Handlungsplan beispielsweise in einer Kirchenge-

meinde gibt Auskunft auf die Frage, wie die kirchlichen 

Träger gewährleisten wollen, dass Anzeichen von Grenz-

verletzungen oder sexualisierter Gewalt wahr- und ernst- 

genommen werden. 

Zu diesem Zweck beschreibt ein individuell angepasster 

Handlungsplan Standards in der Vorgehensweise nach 

Bekanntwerden eines Hinweises oder einer Wahrnehmung. 

Er informiert über die nächsten Schritte, die auf dieser 

Ebene einzuleitenden Maßnahmen und die zu informieren-

den Stellen, und gibt Auskunft über qualifizierte kirchliche 

und externe Beratungsmöglichkeiten. 

Kirchlichen Mitarbeitenden und Leitungspersonen bietet ein 

solcher Handlungsplan Orientierung und Sicherheit für ein 

fachliches Vorgehen im Notfall. Ziel ist es, gefährdende Situ-

ationen im Bedarfsfall schnell zu beenden und Betroffene 

zu schützen.

Der Handlungsplan

Der Handlungsplan setzt schriftlich fixierte Leitplan-

ken und muss stetig angepasst und weiterentwickelt 

werden. Der Handlungsplan sollte dabei auf die indi-

viduellen Strukturen und Bedingungen abgestimmt 

sein und unter anderen folgenden Fragen beantwor-

ten: 

•  �Wer sind Ansprech-/Vertrauenspersonen inner-

halb der Kirchengemeinde oder Einrichtung?

•  �Wie reagiert man bei einem Hinweis bzw. einer 

Wahrnehmung von sexualisierter Gewalt?

•  ��Wie verhält man sich gegenüber Betroffenen und 

Beschuldigten?

•  ��Wie werden entsprechende Hinweise dokumen-

tiert?

•  �Welche Stellen muss man zu welchem Zeitpunkt 

informieren? (Meldepflicht/Meldebeauftragte)

•  ��Wo kann man sich fachlich beraten lassen? 

(intern/extern/anonym)

•  ��Was passiert, nachdem ein Hinweis an die zustän-

digen Meldebeauftragten weitergegeben wurde?

•  �An wen können sich Betroffene, Angehörige, Mit-

arbeitende oder andere Beteiligte für Hilfe wen-

den?
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Damit ein Handlungsplan greift braucht es ein Problem-

bewusstsein für das Thema, eine Kultur, die  Achtsamkeit 

fördert und Kritik zulässt, sowie eine geschützte Möglich-

keit bietet, sensible Informationen vertrauenswürdigen 

Ansprechpersonen mitzuteilen. 

Insbesondere Kinder und Jugendliche suchen sich Perso-

nen, denen sie etwas anvertrauen wollen, in der Regel sel-

ber aus. Dies sind selten die Menschen, die eine spezielle 

Beauftragung für dieses Thema haben. Es ist daher wichtig, 

dass alle haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter mit dem Handlungsplan und den innerkirchli-

chen Melde- und Beschwerdestrukturen vertraut sind und 

wissen, wo sie schnell fachliche Unterstützung erhalten kön-

nen.

Unterstützung bei der Erarbeitung von Handlungs-

plänen erhalten die kirchlichen Träger bei den von 

ihrem Zuständigkeitsbereich/Kirchenkreis

benannten Ansprechstellen und Präventions-

beauftragten.

Nachsorge, Aufarbeitung und  
Veränderung

Spätestens nach Abschluss der akuten Phase einer Fallbe-

arbeitung oder Krisenintervention muss sich die Aufmerk-

samkeit auf die Nachsorge richten: 

  // �Betroffene und anderweitig beteiligte Personen benöti-

gen ggf. juristische Beratung, Seelsorge oder therapeuti-

sche Beratung, die sie eventuell eigenständig nicht orga-

nisieren oder finanzieren können. Die Nordkirche hat 

eine Unterstützungsleistungskommission etabliert, die 

es Betroffenen im Zuständigkeitsbereich der Nordkirche 

ermöglicht Hilfen zu beantragen (siehe hierzu Kapitel 6).

  // ��Einrichtungen, in denen sexualisierte Gewalt oder grenz-

verletzendes Fehlverhalten stattgefunden hat, sind zum 

Teil starken Belastungen ausgesetzt, die ggf. Supervi-

sion, ein Mediationsverfahren, Organisationsentwick-

lungsmaßnahmen und weitere fachliche Begleitung 

erfordern. 

  // �Zu Unrecht beschuldigte Personen haben einen 

Anspruch auf Rehabilitation und Betreuung. 

  // �Angehörige von überführten Tätern und Täterinnen 

benötigen Zuspruch und Beratung.

  // �Langfristig gehören zur Nacharbeit auch die Prüfung 

vorhandener Präventionsmaßnahmen und die (Weiter-) 

Entwicklung von Schutzkonzepten. 

Mit der sich anschließenden Aufarbeitung ist der Anspruch 

verbunden, Lehren aus einem Fall für die zukünftige Weiter-

arbeit zu ziehen. Hierfür ist es nötig, zu verstehen, welche 

Voraussetzungen unter Umständen dazu geführt haben, 

dass ein Übergriff stattfinden konnte. Hierfür braucht es auf 

allen Ebenen die Offenheit, sich ggf. auch persönliche oder 

strukturelle Fehler einzugestehen und mit fachlicher Unter-

stützung bspw. wissenschaftliche Aufarbeitungsprozesse 

und die Evaluation von Verfahren einzuleiten. 

Nur auf diese Weise können zukunftsorientierte und nach-

haltige Veränderungen in die Wege geleitet werden.

// �KAPITEL 4 – INTERVENTION:  
HANDLUNGSSICHERHEIT IN KRISENSITUATIONEN
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// NOTIZEN
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INFORMATIONEN  
ZUM EINSTIEG IN DIE 
SCHUTZKONZEPT- 
ENTWICKLUNG  
Um den richtigen Umgang mit dem Thema sexu-
alisierte Gewalt in der evangelischen Kirche zu er-
möglichen und notwendige Schutzmaßnahmen in 
die Wege zu leiten, beinhalten die folgenden Kapitel 
weiterführende Materialien, Beratungs- und Informa-
tionsmöglichkeiten. Ausführungen zu den Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten der jeweiligen kirchlichen 
Ebenen sollen zudem den Einstieg in die Schutzkon-
zeptentwicklung und die Umsetzung einer nachhalti-
gen Präventionsarbeit erleichtern. 
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Reichweite von Schutzkonzepten

Schutzkonzepte mit individuell angepassten Maßnahmen 

zur Prävention und Intervention sollen von allen kirchlichen 

Trägern, die mit Kindern, Jugendlichen und Menschen in 

Abhängigkeitsverhältnissen arbeiten, entwickelt, veran-

kert und regelmäßig überprüft werden. Dies schließt ganz 

besonders auch solche Einrichtungen ein, die mit Men-

schen mit Behinderungen und in der Pflege arbeiten, mit 

geflüchteten Menschen oder solchen, die Hilfe in der Seel-

sorge, in Ehe- und Lebensberatungen oder der Suchtbera-

tung suchen. 

Die in Schutzkonzepten dargelegten Standards gelten in 

gleichen Teilen für hauptamtliche Mitarbeiter*innen in der 

Nordkirche sowie für den Ehrenamtssektor.

Aufgaben von Kirchenkreisen und Haupt-
bereichen

Jeder kirchliche Träger im Sinne des Präventionsgesetzes 

der Nordkirche soll auf der Grundlage des Rahmenschutz-

konzeptes und mit Unterstützung der Präventionsbeauftrag-

ten und der vorliegenden Handreichung eine Risikoanalyse 

durchführen, ein Schutzkonzept entwickeln und dieses 

umsetzen (vgl. § 5 Abs. 4 PrävG). 

Die Aufgaben von Leitungspersonen und Beauftragten ins-

besondere auf Ebene der Kirchenkreise und Hauptbereiche 

ist es, hierfür Schlüsselprozesse in den Kirchengemeinden, 

Arbeitsbereichen, den Diensten und Werken und kirchli-

chen Einrichtungen zu initialisieren und diese aktiv voran-

zutreiben. 

Sensibilisierung, Information und Unterstützung

Um das Thema Grenzverletzungen und sexualisierte Gewalt 

an der Basis anzugehen, bedarf es zunächst der Sensibili-

sierung aller Beteiligten (u.a. Leitungspersonen und haupt- 

und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen) und der Schulung von 

Multiplikator*innen.

Ein solcher Prozess braucht vor allem eine Wissensvermitt-

lung  zu den Fragen:

  // ��Was ist sexualisierte Gewalt?  

  // �Wo liegen die besonderen Risiken im kirchlichen 

Bereich?

  // �Was bewirkt ein Schutzkonzept? 

  // ��Wie geht man diesen Prozess an? 

Position, Kommunikation, Umsetzung

Ein weiterer Ausgangspunkt sollte eine durch die jeweiligen 

Leitungsgremien beschlossene und innerhalb der Struktu-

ren klar kommunizierte Positionierung gegen sexualisierte 

Gewalt und den Eintritt für einen grenzachtenden Umgang 

miteinander sein. Wichtig hierfür ist die Kommunikation der 

geltenden Präventionsstandards im Sinne des Präventions-

gesetzes und der notwendigen Schritte zur Entwicklung und 

nachhaltigen Umsetzung eigener Schutzkonzepte. 

Präventionsbeauftragte

Es braucht Fachpersonal, die diesen Prozess bei den kirchli-

chen Trägern systematisch begleiten und Kompetenzen vor 

Ort durch Beratungs-, Informations- und Fortbildungsmög-

lichkeiten befördern. Zur Erfüllung dieser Aufgabe sollen von 

den Kirchenkreisen und Hauptbereichen je für sich oder im 

Verbund Präventionsbeauftragte mit entsprechender fachli-

cher Qualifikation bestellt werden (§ 5 Abs. 3 PrävG). 

Die Präventionsbeauftragten sind Ansprechpersonen und 

Promotoren für das Thema. Sie sollen die Durchführung von 

Risikoanalysen, die Erarbeitung von Handlungsplänen und 

die Entwicklung einrichtungsspezifischer Schutzkonzepte 

fachlich unterstützen.  

// �KAPITEL 5 
ENTWICKLUNG UND UMSETZUNG VON SCHUTZKONZEPTEN 
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Aufgabe von Kirchengemeinden, kirchli-
chen Einrichtungen und Arbeitsbereichen

Die Verantwortung dafür, dass alle Kirchengemeinden, 

Arbeitsbereiche und kirchliche Einrichtungen der Nord-

kirche über Schutzkonzepte verfügen und diese irgend-

wann zur selbstverständlichen Kultur des Miteinanders 

gehören, liegt i.d.R. bei den Leitungspersonen vor Ort (z.B. 

Pastor*innen, Kirchengemeinderät*innen, Einrichtungs-- 

leitung). 

Kirchliche Träger sollen alle ihre haupt- und ehrenamtliche 

Mitarbeiter*innen, genauso wie Gemeindemitglieder, Eltern, 

Kinder, Jugendliche u.a. für das Thema sensibilisieren und 

ihre Strukturen so gestalten, dass eine klare Haltung gegen 

sexualisierte Gewalt entwickelt und diese nach innen und 

außen transportiert wird.

// �KAPITEL 5 
ENTWICKLUNG UND UMSETZUNG VON SCHUTZKONZEPTEN 

Empfohlene Handlungsschritte zum Einstieg in die 
Schutzkonzeptentwicklung

Sensibilisierung 

In Absprache mit den zuständigen Präventionsbeauftragten vor Ort werden Informationsveranstaltungen für haupt- und 

ehrenamtliche Mitarbeiter*innen sowie Leitungskräfte (u.a. KGR) und bspw. Gemeindemitglieder angeboten und Räume 

für Reflexion, Gespräch und Information geschaffen.

Zielformulierung  

Die kirchlichen Träger beschließen in Abstimmung mit den Leitungsverantwortlichen in den Kirchenkreisen und 

Hauptbereichen eine klare Positionierung gegen sexualisierte Gewalt und die Entwicklung präventiver Maßnahmen. Sie 

beschreiben für die jeweiligen Strukturen angepasste Zielsetzungen, Aufgaben und Zuständigkeiten. 

Strukturelle Planung 

Einteilung von Zeit-, Arbeits- und Finanzressourcen und der notwendigen Maßnahmen zur Konzeptentwicklung.  

Hierzu: Benennung eines/einer Konzeptverantwortlichen, Einsetzung von Arbeitsgruppen, Sicherstellung von 

Beteiligung, Kooperation mit einer Fachberatung, den kirchlichen Präventionsbeauftragten u.a.

Potenzialanalyse  

Überprüfung welche Materialien es bereits im Kirchenkreis, Hauptbereich oder der Landeskirche bzw. bei anderen 

Trägern gibt, die als Vorbild bzw. Anknüpfungspunkt für die weitere Arbeit genutzt werden können.

Risikoanalyse  

Identifizierung von Gefährdungen und Risiken in der eigenen Einrichtung/im eigenen Arbeitsfeld.

Entwicklung und Umsetzung  

Möglichst partizipative Entwicklung und Umsetzung individueller Schutzkonzepte, Überprüfung und Überarbeitung 

sowie Fortbildungen für (neue) Mitarbeiter*innen.
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Schutzkonzepte umsetzen und am Leben 
erhalten

Bei der Entwicklung von Konzepten und Maßnahmenpapie-

ren kann sich leicht eine „Checklisten-Mentalität“ einschlei-

chen, die dazu führt, dass Aufgaben zwar abgehakt, aber 

nicht weiterverfolgt werden. Oder aber Konzepte werden im 

copy-and-paste-Prozess erstellt und abgelegt, ohne die ganz 

individuellen Voraussetzungen und Erfordernisse des jeweili-

gen Arbeitsfeldes berücksichtigt zu haben. Ein Präventionsef-

fekt bleibt in diesen Fällen höchst wahrscheinlich aus. 

Die sich ständig wiederholenden Prozesse von Sensibilisie-

rung, Reflexion, Diskussion und Partizipation sind mühsam. 

Sie sind aber notwendig, um den Mitarbeiter*innen, den 

freiwillig Engagierten, den Gemeindemitgliedern, Kindern 

und Jugendlichen, Eltern und Erziehungsberechtigten das 

Thema nahe zu bringen und im Bewusstsein zu halten. Dies 

gilt insbesondere bei Einrichtungen mit einer hohen Perso-

nalfluktuation und stetig wechselnden oder sehr vielfältigen 

Angeboten. 

Gemeinsam aktiv werden –  
Synergieeffekte nutzen

Insbesondere im ländlichen Raum kann es eine gute Strate-

gie sein, sich mit der Kommune, mit anderen Trägern, Ein-

richtungen und bspw. Elterninitiativen zu diesem Thema 

zusammenzuschließen, um Ressourcen und Ideen zu bün-

deln. Insbesondere Kinder und Jugendliche bewegen sich 

an unterschiedlichen Schnittstellen. Vom Kindergottesdienst, 

Konfirmandenunterricht und Pfadfinder*innen bis hin zum 

Sportverein, der örtlichen Freiwilligen Feuerwehr, der Kita, 

dem Hort und der Schule. Das Thema geht letztendlich alle 

an und es reicht nicht, nur punktuell für Schutz zu sorgen.

Es bedarf einer Strategie der aktiven Umsetzung und der 

Nachhaltigkeit. Hierfür ist es sinnvoll, einen Arbeitskreis mit 

haupt- und ehrenamtlich Zuständigen aus unterschiedli-

chen Tätigkeitsfeldern und Gremien einzuberufen mit dem 

Auftrag, ein Schutzkonzept zu entwickeln, umzusetzen und 

lebendig zu halten. Dieser Kreis kann auch themenübergrei-

fend und interdisziplinär aufgestellt sein. Schnittstellenthe-

men sind z.B. Mobbing, Diskriminierung, Gewalt, Sucht u.a.

Schutzkonzepte sollen nicht nur theoretische Handlungsleitli-

nien mit starren Verfahrensweisen sein. Zum Lebendighalten 

von Schutzkonzepten zählt daher auch, diese regelmäßig zu 

überprüfen, Maßnahmen ggf. zu verändern, neue Prozesse 

anzuschieben und Projekte zur Sensibilisierung durchzuführen. 

Der Schutz vor Grenzverletzungen und sexualisierter 

Gewalt in unserer Kirche ist ein langfristig angelegter Pro-

zess. Neben den rechtlichen Grundlagen braucht es hierfür 

auf allen Ebenen Menschen (Multiplikator*innen), die eine 

klare Position gegen sexualisierte Gewalt verkörpern und 

sich konsequent und kontinuierlich für die Präventionsar-

beit einsetzen. 

// �KAPITEL 5 
ENTWICKLUNG UND UMSETZUNG VON SCHUTZKONZEPTEN 

PRÄVENTION  AM ORT!

Kirche Sport Musik

Kommune SanitätsdienstKita

Feuerwehr FreizeitenSchule
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BERATUNG  UND 
INFORMATION
Die Fachstelle der Nordkirche gegen sexuali-
sierte Gewalt ist Ansprech- und Beratungs-
stelle in der Präventionsarbeit. Die Fachstelle 
nimmt zudem die Aufgaben einer Präventions- 
und Meldebeauftragten der Landeskirche 
wahr.  Sie stellt Informationsmaterial zur Verfü-
gung und vermittelt an die zuständigen Fach-
stellen vor Ort.
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Kirchengesetz zur Prävention und Inter-
vention gegen sexualisierte Gewalt in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland und ihrer Diakonie (Präventi-
onsgesetz – PrävG) vom 17. April 2018

Das „Kirchengesetz zur Prävention und Intervention gegen 

sexualisierte Gewalt in der Evangelisch-Lutherischen Kirche 

in Norddeutschland und ihrer Diakonie“ (PrävG) wurde im 

März 2018 von der Landessynode der Nordkirche beschlos-

sen. Es gilt für die Kirchengemeinden, Kirchenkreise, Kir-

chengemeinde- oder Kirchenkreisverbände, die Landes-

kirche sowie deren Dienste und Werke einschließlich der 

Diakonischen Werke und für kirchliche Träger. Die Diakoni-

schen Werke – Landesverbände sollen ihre Mitglieder zur 

Beachtung dieses Kirchengesetzes verpflichten. 

Das Gesetz regelt die in der Nordkirche umzusetzenden 

Standards zum Schutz vor sexualisierter Gewalt und allen 

Formen sexueller Grenzüberschreitung, insbesondere bei 

anvertrauten Kindern und Jugendlichen, und die Hilfe für 

Betroffene.

Abrufbar unter: 

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/40916

	

Rechtsverordnung zur Ausführung  
des Präventionsgesetzes in der  
Evangelisch-Lutherischen Kirche in  
Norddeutschland (Präventionsgesetzaus-
führungsverordnung – PrävGAusfVO) vom  
28. November 2019

Die Erste Kirchenleitung der Nordkirche hat aufgrund der 

Verordnungsermächtigung in § 11 Präventionsgesetz die 

Rechtsverordnung über die Ausführung des Präventionsge-

setzes erlassen. Teil 2 der Verordnung regelt das Rahmen-

schutzkonzept der Nordkirche.

Abrufbar unter: 

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/pdf/45220.pdf

// �KAPITEL 6 
PRÄVENTIONSBAUSTEINE IN DER NORDKIRCHE
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Beratung durch die Fachstelle der  
Landeskirche 

Die Stabsstelle Prävention – Fachstelle der Nordkirche 

gegen sexualisierte Gewalt hat Ihren Sitz in Hamburg. Sie 

ist zentrale Fach- und Ansprechstelle der Landeskirche bei 

Fragen zum Thema sexuelle Grenzverletzungen und sexua-

lisierte Gewalt im kirchlichen Raum.

Kontakt

Stabsstelle Prävention– 

Fachstelle gegen sexualisierte Gewalt

Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland

Fruchtallee 17 | 20259 Hamburg

E-Mail: info@praevention.nordkirche.de

www.kirche-gegen-sexualisierte-gewalt.de

Informationsportal  
„Kirche gegen sexualisierte Gewalt“

Das Internetportal „Kirche gegen sexualisierte Gewalt“ infor-

miert über Aufgaben und Angebote der landeskirchlichen 

Fachstelle und stellt Publikationen der Nordkirche zum Thema 

Prävention, Intervention und Aufarbeitung zur Verfügung. 

Des Weiteren informiert die Seite über aktuelle Entwick-

lungen in diesem Themenbereich, listet Kontaktdaten von 

spezialisierten Beratungsstellen auf und gibt Auskunft über 

Ansprechpersonen und Materialien in den Sprengeln, Kir-

chenkreisen und Hauptbereichen der Nordkirche und in der 

Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD). 

Nähere Informationen unter:  

www.kirche-gegen-sexualisierte-gewalt.de  

Aufgaben & Angebote der Fachstelle

 // � �Die Fachstelle entwickelt Standards für die Präven-

tionsarbeit, für den Umgang mit Vorfällen sexua-

lisierter Gewalt sowie für die Aus-, Fort- und Wei-

terbildung. 

 // � �Die Fachstelle unterstützt die Beauftragten der Kir-

chenkreisen und Hauptbereiche in ihrer Präventi-

onsarbeit und berät kirchliche Leitungspersonen 

in der Nordkirche. 

 // �Die Fachstelle baut ein Kompetenz-Netzwerk aus 

Fachleuten für Prävention und Intervention bei 

sexualisierter Gewalt auf, die von den kirchlichen 

Trägern in der Nordkirche beauftragt werden kön-

nen, vor Ort unterstützend tätig zu werden.

 // � �Die Fachstelle nimmt die Geschäftsführung und 

die fachliche Begleitung der Unterstützungsleis-

tungskommission der Nordkirche wahr.

// �KAPITEL 6 
PRÄVENTIONSBAUSTEINE IN DER NORDKIRCHE
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Unabhängige Ansprechstelle für Betrof-
fene in der Nordkirche (UNA)

Die UNA nimmt eine Erstberatungs- und Lotsenfunktion ein. 

Menschen, die von sexualisierter Gewalt in der Nordkirche 

betroffen sind oder davon erfahren haben, können sich ano-

nym von der Unabhängigen Ansprechstelle (UNA) beraten 

lassen und weiterführende Hilfen vermittelt bekommen.

Über die UNA

Die UNA wird von der konfessionsfreien Fachberatungsstelle 

Wendepunkt e. V. betrieben und ist strukturell nicht mit der 

Nordkirche verbunden. Die UNA bietet eine vertrauensvolle 

Gesprächs- und Beratungsmöglichkeit durch fachlich qua-

lifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Junge wie ältere 

Menschen finden hier Gehör für eine gemeinsame erste Klä-

rung der Situation. 

Nähere Informationen unter:  www.wendepunkt-ev.de/una

Aufgabe der UNA

Aufgabe der UNA ist es, als Schnittstelle und Türöff-

ner zu den Verantwortlichen in kirchlichen und dia-

konischen Stellen zu fungieren. Die UNA übernimmt 

auf Wunsch den Erstkontakt mit Betroffenen, die sich 

zunächst nicht direkt an die Nordkirche wenden möch-

ten. Sie vermittelt ihnen nach Möglichkeit passgenaue, 

Unterstützungsangebote und versucht – auf Wunsch – 

die Kontaktaufnahme mit den Zuständigen in der Nordkir-

che zu erleichtern. 

Auch kirchliche Mitarbeiter*innen und Leitungsperso-

nen können sich bei Unsicherheiten und Fragen zu die-

sem Thema an die UNA wenden, falls z.B. der Bedarf 

einer anonymen Erstberatung bei Hinweisen auf sexua-

lisierte Gewalt besteht. 

Kontakt zur UNA

Telefon: 0800-0220099 (kostenfrei und anonym)

Erreichbarkeit: Mo. 9–11 Uhr, Mi. 15–17 Uhr

E-Mail: una@wendepunkt-ev.de

Wird außerhalb der Sprechzeiten telefonisch oder per Mail 

Kontakt mit der UNA aufgenommen, so wird sich um eine 

zeitnahe Rückmeldung bemüht. 

// �KAPITEL 6 
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Hilfen für Betroffene: Die Unterstützungs-
leistungskommission der Nordkirche

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland hat 

eine Unterstützungsleistungskommission (ULK) eingerich-

tet, um Betroffenen von sexualisierter Gewalt oder sexuel-

len Grenzverletzungen in der Nordkirche Hilfe in Form von 

Gesprächen und individuellen Unterstützungsleistungen 

anzubieten.  

Dies kann sowohl Fälle aus der Vergangenheit als auch aus 

der gegenwärtigen Zeit betreffen. Für die Kontaktaufnahme 

mit der Kommission ist es unerheblich, ob eine zurücklie-

gende Tat bereits strafrechtlich verjährt ist.

Angebot der Kommission

Das Angebot der Kommission ist es, zuzuhören, erlittenes 

Unrecht wahrzunehmen, die Verantwortung der Institution 

anzuerkennen und sich mit dem, was durch die Handlungen 

kirchlicher Mitarbeiter*innen geschehen ist, auseinanderzu-

setzen. 

Die Kommission möchte im Dialog mit Betroffenen diesen 

angemessene Hilfeleistungen oder individuell passende 

Unterstützungen zukommen lassen. 

Lots*innen

Die Aufgabe der Lots*innen ist die Beratung und Anwalt-

schaft für die Betroffenen und die Begleitung durch das Ver-

fahren. Die Lotsenpersonen nehmen diese Funktion unab-

hängig und ehrenamtlich wahr. Sie haben Erfahrungen mit 

dem Thema sexualisierte Gewalt und stehen beratend und 

stärkend zur Seite.

Unterschiedliche Lots*innen, überwiegend aus unab-

hängigen Opferhilfe- und Beratungseinrichtungen, sowie 

eine kirchliche Lotsin, stehen zur Verfügung. Diese 

sind frei wählbar. Die Lotsenpersonen sind dazu da,  

Betroffene über das Verfahren zu informieren und zu bera-

ten, sie auf Wunsch im Gespräch mit der Kommission zu 

begleiten oder auch in Abwesenheit der Betroffenen für 

diese zu sprechen.

Die Lots*innen stehen unter Schweigepflicht, von der nur 

die Betroffenen sie entbinden können.

Kontakt zur Kommission Unterstützungsleistungen

Ansprechperson und Vorsitzende der „Kommission Unter-

stützungsleistungen“ ist die Bischöfin im Sprengel Hamburg 

und Lübeck, Kirsten Fehrs. Alle Anfragen werden vertrau-

lich behandelt. Wenn Sie sich an die Kommission wenden 

möchten oder Fragen haben kontaktieren Sie bitte:

kontakt@ulk.nordkirche.de

Informationen zum Verfahren und zu den Lotsenpersonen 

findet man unter:  

www.nordkirche.de/beratung-und-angebote/ 

praevention-und-beratung-bei-missbrauch/

// �KAPITEL 6 
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Angebote der EKD

Das Internetportal „hinschauen – helfen – handeln“ der 

EKD stellt Informationsbroschüren und Materialien zur Prä-

ventionsarbeit und zur Ausbildung von Schulungsmultip-

likator*innen bereit. Das Material und die Fortbildungen 

sollen die evangelischen Landeskirchen dabei unterstützen, 

Schutzkonzepte zu implementieren und notwendiges Wis-

sen zu vermitteln, um Kinder, Jugendliche und andere vulne-

rable Gruppen vor sexualisierter Gewalt zu schützen. 

Nähere Informationen: 

www.hinschauen-helfen-handeln.de 

www.ekd.de/Missbrauch-23975.html 

Zentrale Unabhängige Ansprechstelle .help

Die Evangelische Kirche in Deutschland hat zum 1. Juli 2019 

eine zentrale, unabhängige und kostenfreie Ansprechstelle 

für Betroffene von sexualisierter Gewalt in der evangelischen 

Kirche und der Diakonie eingerichtet. Das Unterstützungs-

angebot wird von der unabhängigen Fachberatungsstelle 

bei sexualisierter Gewalt des Vereins Pfiffigunde e.V. Heil-

bronn durchgeführt. Die  Mitarbeiter*innen haben langjäh-

rige Erfahrung in der Beratung und Therapie von Menschen, 

die von sexualisierter Gewalt betroffen sind. 

Fachkompetenz und Unabhängigkeit prägen das Angebot 

der Fachstelle: Sie ist strukturell nicht mit der Kirche ver-

bunden und kann dadurch sowohl kirchliche als auch kir-

chenunabhängige Hilfswege aufzeigen. Dabei nimmt die 

zentrale Anlaufstelle eine Lotsenfunktion auf Bundesebene 

wahr. Neben der Weiterleitung an regionale Hilfs- und Bera-

tungsangebote erhalten Hilfesuchende Informationen zu 

Unterstützungsleistungen und Begleitung bei der Kontakt-

aufnahme mit den evangelischen Landeskirchen und der 

Diakonie. 

Die Ansprechstelle richtet sich auch an Angehörige und 

Bekannte von Betroffenen, haupt- und ehrenamtliche Mitar-

beiter*innen sowie Zeug*innen von sexualisierter Gewalt.

www.anlaufstelle.help
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Externe Fortbildungsmöglichkeiten
ECQAT-E-Learning-Programm Institutioneller 

Kinderschutz

Interessierte Fachkräfte haben die Möglichkeit, sich mithilfe 

eines internetgestützten Lernprogramms weiterzubilden. 

Das E-Learning-Programm beinhaltet Kurse zur ergänzen-

den Qualifikation in Traumapädagogik, Traumatherapie 

und Entwicklung von Schutzkonzepten sowie Analyse von 

Gefährdungsrisiken in Institutionen. Im Rahmen des Pro-

jekts des Universitätsklinikums Ulm ist es möglich, sich zu 

den jeweiligen Themen in Interessentenlisten einzutragen, 

um an einem Kurs teilzunehmen. Die Teilnahmevorausset-

zungen variieren abhängig von den jeweiligen Kursinhalten 

und Zielgruppen.

www.ecqat.elearning-kinderschutz.de

Informationen zu Fachtagungen und Fortbildungen

Die Deutsche Gesellschaft für Prävention und Intervention 

bei Kindesmisshandlung, -vernachlässigung und sexuali-

sierte Gewalt e.V. (DGfPI) informiert auf ihrer Website über 

aktuelle Entwicklungen zum Thema Kinderschutz und ver-

anstaltet regelmäßig Fortbildungen und Fachtagungen zu 

diesem Schwerpunkt. 

Die Fachstelle der Nordkirche ist Mitglied der DGfPI.

Informationen zu aktuellen Veranstaltungen findet man unter: 

https://www.dgfpi.de/kinderschutz/fachtagungen/dgfpi.

html	

// WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN UND MATERIAL 
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Forschungsprojekte zum Thema sexuali-
sierte Gewalt 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 

fördert bzw. förderte Forschungsvorhaben im Zusammen-

hang mit sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugend-

liche in pädagogischen Kontexten im Rahmen der Förder-

linie "Forschung zu sexualisierter Gewalt gegen Kinder und 

Jugendliche in pädagogischen Kontexten". Verschiedene 

Forschungsvorhaben und Juniorprofessuren arbeiten daran, 

eine sichtbare Forschungslandschaft im Themenfeld aufzu-

bauen, Erkenntnisse für Hochschullehre und pädagogische 

Praxis zu generieren und über Praxistransfer zum besseren 

Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter 

Gewalt beizutragen.

Die abgeschlossenen oder noch laufenden Projekte findet 

man unter:  

https://www.forschungsnetzwerk-gegen-sexualisierte- 

gewalt.de

Fachinformation und bundesweite  
Beratung 

Kampagne „Kein Raum für Missbrauch“

Der Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kin-

desmissbrauchs (UBSKM) ist das Amt der Bundesregierung 

für die Anliegen von Betroffenen und deren Angehörigen, 

für Expertinnen und Experten aus Praxis und Wissenschaft 

sowie für alle Menschen in Politik und Gesellschaft, die sich 

gegen sexuelle Gewalt engagieren (www.beauftragter-miss-

brauch.de).

Auf der Internetseite der Kampagne „Kein Raum für Miss-

brauch“ des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des 

sexuellen Kindesmissbrauchs findet man Praxisbeispiele 

und  Informationsmaterial zur Entwicklung von Schutzkon-

zepten. 

Die Kampagne stellt zudem Materialien und Logos zur Ver-

fügung, die kostenfrei bestellt und genutzt werden können. 

www.kein-raum-fuer-missbrauch.de
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Hilfeportal Sexueller Missbrauch

Das „Hilfeportal Sexueller Missbrauch“ bietet neben Hinter-

grundinformationen zum Thema eine Datenbank, die bun-

desweit die Suche nach spezialisierten Beratungsangebo-

ten unterstützt. 

www.hilfeportal-missbrauch.de

Hilfetelefon Sexueller Missbrauch

Das „Hilfetelefon Sexueller Missbrauch“ ist die bundesweite, 

kostenfreie und anonyme Anlaufstelle für Betroffene von 

sexueller Gewalt, für Angehörige sowie Personen aus dem 

sozialen Umfeld von Kindern, für Fachkräfte und für alle 

Interessierten. Es ist eine Anlaufstelle für Menschen, die Ent-

lastung, Beratung und Unterstützung suchen, die sich um 

ein Kind sorgen, die einen Verdacht oder ein „komisches 

Gefühl“ haben, die unsicher sind und anonym Fragen zum 

Thema stellen möchten. 

Das Hilfetelefon ist ein Angebot des Unabhängigen Beauf-

tragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs des 

Bundes (UBSKM). Die Gespräche werden von den Mitarbei-

ter*innen der Fachberatungsstelle N.I.N.A. e. V. (Nationale 

Infoline, Netzwerk und Anlaufstelle zu sexueller Gewalt an 

Mädchen und Jungen) geführt. 

Telefonische Anlaufstelle  

0800 22 55 530 (kostenfrei und anonym)  

Sprechzeiten: Mo. 8 – 14 Uhr; Di., Mi., Fr. 16 – 22 Uhr;  

So. 14 – 20 Uhr 

E-Mail: beratung@hilfetelefon-missbrauch.de	  

www.beauftragter-missbrauch.de

// WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN UND MATERIAL 
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Beratung und telefonische Anlaufstelle 
Rituelle Gewalt

Was ist rituelle Gewalt?

Als organisierte sexualisierte und rituelle Gewalt bezeichnet 

man die systematische Anwendung schwerer sexualisier-

ter Gewalt in Verbindung mit  körperlicher und psychischer 

Gewalt durch mehrere Täter und Täterinnen bzw. Täter-

netzwerke.  Häufig ist dies mit kommerzieller sexueller Aus-

beutung verbunden. Dient eine Ideologie zur Begründung 

oder Rechtfertigung der Gewalt, wird dies als rituelle Gewalt 

bezeichnet. 

Die Opfer werden systematisch, oft von früher Kindheit 

an, durch Konditionierung und Programmierung („Mind 

Control“) zu Funktionalität und Gehorsam gezwungen. Die 

Aufspaltung der kindlichen Persönlichkeit in verschiedene 

Anteile ist häufig die (beabsichtigte) Folge und kann dazu 

führen, dass Betroffenen nicht geglaubt wird, wenn sie 

davon berichten.  Diese extreme Form sexualisierter Gewalt 

findet oft über einen langen Zeitraum statt, der auch Kind-

heit und Jugend überdauern kann, denn Ausstiegswillige 

werden unter Druck gesetzt, erpresst und verfolgt.

Dem Phänomen der rituellen Gewalt wird mit besonderer 

gesellschaftlicher Abwehr bis hin zur Leugnung begegnet. 

Unter https://www.infoportal-rg.de/ findet sich eine Zusam-

menstellung von Gerichtsurteilen, wissenschaftlichen Arbei-

ten und aktuellen Meldungen zum Thema.

Quelle/Text übernommen:  

https://beauftragter-missbrauch.de/praevention/

was-ist-sexueller-missbrauch/organisierte- 

sexualisierte-und-rituelle-gewalt

Hilfe bei ritueller Gewalt

Die Beratung und telefonische Anlaufstelle für Betroffene 

organisierter sexualisierter und ritueller Gewalt „berta“ bie-

tet Menschen Entlastung, Beratung und Unterstützung 

beim Ausstieg aus organisierten sexualisierten und rituel-

len Gewaltstrukturen und unterstützt darüber hinaus alle, 

die sich um jemanden sorgen, einen Verdacht haben oder 

Informationen zum Thema suchen. „berta“ ist Teil des „Hil-

fetelefon Sexueller Missbrauch“, dem telefonischen Unter-

stützungsangebot des Unabhängigen Beauftragten für 

Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) 

unter der fachlichen Leitung von N.I.N.A. e. V.

Telefonische Anlaufstelle  

0800-30 50 750 (kostenfrei und anonym) 

Sprechzeiten: Di. 16 - 20 Uhr; Fr. 9 - 13 Uhr  

E-Mail: beratung@hilfetelefon-missbrauch.de

https://nina-info.de/berta.html
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I. Entscheidungen der Landessynode, Kirchengesetze, Rechtsverordnungen,
Verwaltungsvorschriften

Kirchengesetz
zur Prävention und Intervention

gegen sexualisierte Gewalt
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in

Norddeutschland und ihrer Diakonie
(Präventionsgesetz – PrävG)

Vom 17. April 2018
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1) 1Dieses Kirchengesetz gilt für die kirchlichen Kör-
perschaften und ihre Dienste und Werke einschließ-
lich der Diakonischen Werke in der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Norddeutschland (kirchliche Trä-
ger). 2Die Diakonischen Werke – Landesverbände sol-
len ihre Mitglieder zur Beachtung dieses Kirchenge-
setzes verpflichten.
(2)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne dieses
Kirchengesetzes sind alle ehrenamtlichen und in ei-
nem kirchlichen Dienst- oder Arbeitsverhältnis ste-
henden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kirchli-
chen Träger (Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter).

§ 2
Grundsatz

1Zur Erfüllung des kirchlichen Auftrags gehört eine
Kultur des Respekts und der grenzachtenden Kom-
munikation. 2Dieser Kultur sind alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter verpflichtet.

§ 3
Abstinenzgebot

1Seelsorge- und Vertrauensbeziehungen, die sich aus
der Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ergeben, dürfen nicht missbraucht
werden zur Befriedigung eigener Interessen und Be-
dürfnisse, für sexuelle Kontakte oder andere grenz-
überschreitende Wünsche (Abstinenzgebot). 2Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter haben eine professionelle
Balance von Nähe und Distanz zu wahren.

§ 4
Schutz vor sexualisierter Gewalt

(1)  Kirchliche Träger sind verpflichtet, bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sowie diejenigen, die kirchliche Angebote

wahrnehmen, insbesondere anvertraute Kinder und
Jugendliche, vor allen Formen sexueller Grenzüber-
schreitungen und sexuellen Missbrauchs (sexualisier-
te Gewalt) zu schützen.
(2)  Die Vorschriften des staatlichen Rechts bleiben
unberührt.

§ 5
Prävention gegen sexualisierte Gewalt,

Präventionsbeauftragte
(1) 1Kirchliche Träger stellen sicher, dass unter ihrer
Verantwortung keine Person, die wegen einer in § 72a
Achtes Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugend-
hilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt
durch Artikel 10 Absatz 10 des Gesetzes vom 30. Ok-
tober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung bezeichneten Straftat
gegen die sexuelle Selbstbestimmung rechtskräftig
verurteilt worden ist, Kinder und Jugendliche und an-
dere Schutzbefohlene beaufsichtigt, betreut, erzieht
oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat.
2Sie haben sich von allen Personen, die beruflich in der
Kinder- und Jugendarbeit oder in kinder- und jugend-
nahen Bereichen tätig sind, bei der Einstellung und in
regelmäßigen Abständen, mindestens nach jeweils
fünf Jahren, ein erweitertes Führungszeugnis nach
§ 30a Bundeszentralregistergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I
S. 1229, 1985 I S. 195), das zuletzt durch Gesetz vom
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732) m. w. N. vom 29. Ju-
li 2017 geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung vorlegen zu lassen. 3Von Ehrenamtlichen soll
je nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser
Personen mit Kindern und Jugendlichen die Vorlage
eines erweiterten Führungszeugnisses verlangt wer-
den.
(2) 1Kirchliche Träger haben die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die in der Kinder- und Jugendarbeit und
im kinder- und jugendnahen Bereich tätig sind, auf-
zufordern, sich mit den Inhalten einer Selbstverpflich-
tung auseinanderzusetzen. 2Der Text der Selbstver-
pflichtung, die sie eingehen, wird den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern durch die kirchlichen Träger
ausgehändigt. 3Die kirchlichen Träger sind verpflich-
tet, regelmäßig Schulungen zum Inhalt der Selbstver-
pflichtung anzubieten. 4Die Teilnahme ist den Mitar-
beiterinnen bzw. den Mitarbeitern zu bestätigen und
aktenkundig zu machen.
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(3) 1Die Kirchenkreise und die Hauptbereiche unter-
stützen die Kirchengemeinden und die anderen kirch-
lichen Träger im Kirchenkreis in ihrer Präventionsar-
beit. 2Zu diesem Zweck bestellen die Kirchenkreise
und die Hauptbereiche je für sich oder mit mehreren
gemeinsam eine Präventionsbeauftragte bzw. einen
Präventionsbeauftragten mit entsprechender fachli-
cher Qualifikation. 3Die Diakonischen Werke – Lan-
desverbände sollen für ihren Bereich die Bestellung
von Präventionsbeauftragten regeln.
(4) 1Für die kirchlichen Träger wird ein Rahmen-
schutzkonzept der Nordkirche zur Prävention und In-
tervention in Fällen sexualisierter Gewalt entwickelt,
das verbindlich ist. 2Auf der Grundlage des Rahmen-
schutzkonzepts soll jeder kirchliche Träger mit Un-
terstützung der Präventionsbeauftragten eine Risiko-
analyse durchführen und ein Schutzkonzept entwi-
ckeln. 3Die Umsetzung der Vorgaben des Satzes 2 ist
der jeweiligen aufsichtführenden Stelle nachzuwei-
sen.

§ 6
Meldepflicht, Meldebeauftragte und Intervention
(1)  Jede Mitarbeiterin bzw. jeder Mitarbeiter, der
bzw. dem zureichende Anhaltspunkte für Vorfälle se-
xualisierter Gewalt im kirchlichen Bereich zur Kennt-
nis gelangen, ist verpflichtet, dies unverzüglich der
bzw. dem für seinen kirchlichen Träger zuständigen
Beauftragten zu melden (Meldepflicht).
(2) 1Die Kirchenkreise und Hauptbereiche bestellen je
für sich oder mit mehreren gemeinsam eine unabhän-
gige Beauftragte bzw. einen unabhängigen Beauftrag-
ten mit entsprechender fachlicher Qualifikation. 2Die
bzw. der Meldebeauftragte nimmt die Informationen
nach Absatz 1 entgegen und leitet diese an den jeweils
zuständigen kirchlichen Träger oder die jeweilige zu-
ständige dienstaufsichtführende Stelle weiter. 3Die
Diakonischen Werke – Landesverbände sollen für ih-
ren Bereich die Bestellung von Meldebeauftragten re-
geln.
(3)  Alle kirchlichen Träger sind verpflichtet, dafür
Sorge zu tragen, dass Meldungen über Fälle sexuali-
sierter Gewalt bearbeitet und die notwendigen Maß-
nahmen veranlasst werden, um die Gewalt zu beenden,
die betroffenen Personen zu schützen und weitere
Vorfälle zu verhindern (Intervention).
(4)  Arbeits- und dienstrechtliche Pflichten, insbeson-
dere zum Schutz des Beichtgeheimnisses und der seel-
sorgerlichen Schweigepflicht sowie Mitteilungs-
pflichten und erforderliche Maßnahmen im Fall des
Verdachts einer Verletzung von Pflichten aus dem Ar-
beits- oder Dienstverhältnis bleiben unberührt.

§ 7
Aufgaben der Landeskirche, Fachstelle

(1) 1Die Landeskirche unterstützt die Beauftragten in
ihrer Präventionsarbeit und in der Aus-, Fort- und
Weiterbildung in Prävention und Intervention gegen
sexualisierte Gewalt. 2Zu diesem Zweck richtet die

Landeskirche eine Fachstelle gegen sexua-
lisierte Gewalt ein (Fachstelle). 3Die Fachstelle ist An-
sprech- und Beratungsstelle in der Präventionsarbeit.
4Gleichzeitig nimmt sie die Aufgaben einer Präventi-
ons- und Meldebeauftragten der Landeskirche wahr.
(2) 1Die Fachstelle entwickelt Standards für die Prä-
ventionsarbeit sowie für den Umgang mit Vorfällen
sexualisierter Gewalt. 2Sie unterstützt die kirchlichen
Träger, die notwendigen Maßnahmen zum Schutz der
Betroffenen zu ergreifen. 3Arbeits- und dienstrechtli-
che Maßnahmen und Zuständigkeiten bleiben davon
unberührt.
(3) 1Die Fachstelle erarbeitet Informationsmaterial,
entwickelt Aus-, Fort- und Weiterbildung zur Präven-
tion. 2Sie koordiniert die Bildungsarbeit zur Präventi-
on und unterstützt bei der Sicherung der Intervention
durch den Aufbau eines Kompetenz-Netzwerkes.

§ 8
Aus-, Fort- und Weiterbildung

(1) 1Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen in ih-
rer Ausbildung sowie in ihrer Tätigkeit in geeigneter
Form mit grenzachtender Kommunikation und der
Prävention zum Schutz vor sexualisierter Gewalt ver-
traut gemacht werden. 2Die kirchlichen Träger stellen
sicher, dass die Inhalte nach Satz 1 zu den Grundlagen
der Aus-, Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter gehören.
(2) 1Einrichtungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung
in kirchlicher Trägerschaft sollen in geeigneter Weise
für die Problematik sexualisierter Gewalt sensibilisie-
ren und die Prävention zum Schutz vor sexualisierter
Gewalt zum Inhalt ihrer Angebote machen. 2Dazu ge-
hören insbesondere Informationen über interne und
externe Beratungsstellen, Verfahrenswege bei Anzei-
chen sexualisierter Gewalt und Hilfen für von sexua-
lisierter Gewalt Betroffener sowie Angebote für die
persönliche Auseinandersetzung mit dem Thema. 3Sie
werden dabei durch die Fachstelle unterstützt.

§ 9
Hilfe für Betroffene

(1)  Die Landeskirche bietet Betroffenen von sexuali-
sierter Gewalt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutsch-
land und ihren Rechtsvorgängerinnen in Anerkennung
ihres Leids und in Verantwortung für die Verfehlung
der Institutionen Hilfe an.
(2) 1Für Fälle, die sich vor Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes ereignet haben, werden von der Landes-
kirche Unterstützungsleistungen gewährt. 2Der kirch-
liche Träger, in dem die sexualisierte Gewalt stattge-
funden hat, muss sich an der Unterstützungsleistung
beteiligen. 3Über die Bewilligung von Unterstützungs-
leistungen entscheidet eine von der Kirchenleitung
eingesetzte Kommission. 4Diese ist in ihrer Entschei-
dung unabhängig.
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§ 10
Schweigepflicht

1Alle Personen, die Aufgaben nach diesem Kirchen-
gesetz wahrnehmen oder wahrgenommen haben, sind
verpflichtet, über die ihnen dabei bekanntgewordenen
Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. 2§ 6 und Aus-
sagepflichten nach dem allgemeinen Recht bleiben
unberührt.

§ 11
Verordnungsermächtigung

Das Rahmenschutzkonzept nach § 5 Absatz 4 Satz 1,
das Nähere über die Beauftragung, die Sicherung der
Unabhängigkeit der Beauftragten, die Meldung sowie
die daraufhin zu ergreifenden Maßnahmen nach § 6,
das Nähere zur Ausgestaltung der Fachstelle nach § 7,
zur Ausgestaltung der Aus-, Fort- und Weiterbildung
nach § 8, zur Bildung der Kommission nach § 9 Ab-
satz 2 Satz 3 und zur Amtszeit ihrer Mitglieder regelt
die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung.

§ 12
Übergangsregelung

Die bei Inkrafttreten des Kirchengesetzes im Amt be-
findlichen Mitglieder der Kommission nach § 9 Ab-
satz 2 Satz 3 bleiben bis zur Bildung einer neuen Kom-
mission im Amt.

§ 13
Inkrafttreten, Evaluation

1Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 2Das Kirchengesetz ist spätestens nach
Ablauf von fünf Jahren zu evaluieren.

*
Das vorstehende, von der Landessynode am
3. März 2018 beschlossene Kirchengesetz wird hier-
mit verkündet.

Schwerin, 17. April 2018
Der Vorsitzende

der Ersten Kirchenleitung
G e r h a r d  U l r i c h

Landesbischof
Az.: G:LKND:100 – DAR An

Rechtsverordnung
über die kirchliche Bevollmächtigung von

Religionslehrkräften auf dem Gebiet
der Evangelisch-Lutherischen Kirche

in Norddeutschland
(Vokationsverordnung – VokVO)

Vom 17. April 2018
Aufgrund von § 3 des Vokationsgesetzes vom 12. Fe-
bruar 2018 (KABl. S.110) verordnet die Erste Kir-
chenleitung:

§ 1
Formen der kirchlichen Bevollmächtigung

Nach § 2 Absatz 3 des Vokationsgesetzes wird die
kirchliche Bevollmächtigung (Vokation) als unbefris-
tete Vokation, als befristete Vokation oder als Voka-
tion für fachfremd Unterrichtende erteilt.

§ 2
Unbefristete Vokation

(1)  Die Erteilung einer unbefristeten Vokation setzt
voraus, dass die jeweilige Lehrkraft
1. einen schriftlichen Antrag an das Landeskirchen-

amt stellt,
2. Mitglied der Evangelisch-Lutherischen Kirche in

Norddeutschland (Nordkirche) oder einer anderen
Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land ist,

3. die staatliche Befähigung zum Lehramt (Facultas)
für das Fach evangelische Religion innehat und

4. eine schriftliche Erklärung über die Bereitschaft,
das Fach evangelische Religion in Übereinstim-
mung mit dem Wesen und dem Auftrag der Kirche,
wie er auch in Artikel 1 der Verfassung zum Aus-
druck kommt, zu erteilen, abgibt.

(2) 1In Abweichung von Absatz 1 Nummer 2 kann eine
unbefristete Vokation im Einzelfall erteilt werden,
wenn die Lehrkraft einer evangelischen Kirche oder
evangelischen Freikirche angehört,
1. mit der die Nordkirche eine entsprechende Verein-

barung zur Erteilung des evangelischen Religions-
unterrichts getroffen hat oder

2. mit der bisher noch keine Vereinbarung getroffen
wurde und die Mitglied der Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen e. V. oder der Arbeitsgemein-
schaft Christlicher Kirchen in Hamburg, der Ar-
beitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Meck-
lenburg-Vorpommern und der Arbeitsgemein-
schaft Christlicher Kirchen in Schleswig-Holstein
ist.

2Die Kriterien solcher Vereinbarungen werden in einer
Verwaltungsvorschrift festgelegt.
(3)  In Abweichung von Absatz 1 Nummer 3 kann ins-
besondere bei nachgewiesenem fortwährenden Lehr-
kräftebedarf im Einvernehmen mit den jeweiligen
Landesbehörden eine unbefristete Vokation erteilt
werden nach erfolgreich abgelegter Prüfung im Rah-
men einer staatlichen oder gliedkirchlichen Fort- und
Weiterbildung für das Fach evangelische Religion, die
einer staatlichen Befähigung zum Lehramt für das
Fach evangelische Religion nicht voll entspricht, so-
fern das Landeskirchenamt diese Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahme als Voraussetzung für die Erteilung
der Vokation anerkennt und dieses auf der Vokations-
urkunde entsprechend vermerkt ist.
(4)  Die Nordkirche erkennt nach Maßgabe der Ver-
einbarung zur wechselseitigen Anerkennung der Vo-
kation durch die Gliedkirchen der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) vom 1. Juli 2010 (ABl.
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(PrävGAusfVO – Auszug Teil 1 und 2)

onsgesetz sowie das Nähere zur Ausgestaltung der
Fachstelle nach § 7 Präventionsgesetz (Fachstelle).

Teil 2
Rahmenschutzkonzept der Nordkirche

§ 2
Ziel des Rahmenschutzkonzepts

(1)  Jeder kirchliche Träger soll auf der Grundlage der
nachfolgenden Bestimmungen mit Unterstützung der
bzw. des jeweils zuständigen Präventionsbeauftragten
eine Risikoanalyse durchführen und ein Schutzkon-
zept entwickeln.
(2)  Die Vorschriften des staatlichen Rechts bleiben
unberührt.

§ 3
Risikoanalyse

(1) 1Vor der Durchführung einer Risikoanalyse prüfen
die kirchlichen Träger, ob in ihren Einrichtungen be-
reits Strukturen, Maßnahmen oder Konzepte zum
Schutz vor sexualisierter Gewalt vorhanden sind und
beziehen diese bei der Entwicklung der Schutzkon-
zepte mit ein. 2Davon umfasst sind auch andere Kon-
zepte und Strukturen zur Prävention.
(2)  Die kirchlichen Träger prüfen ihre Strukturen, Ar-
beitsfelder und Arbeitsabläufe, ob und inwieweit Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sowie diejenigen, die
kirchliche Angebote wahrnehmen, möglichen Gefähr-
dungen für sexualisierte Gewalt ausgesetzt sein kön-
nen und ob im Fall eines Verdachts für das Vorliegen
von sexualisierter Gewalt Beschwerdestrukturen vor-
handen sind.
(3)  Zu prüfen sind insbesondere:
1. die Einhaltung professioneller Arbeitsstandards,
2. die Angebote und die verschiedenen Gruppen,
3. das Bestehen von Gefährdungspotentialen und ei-

nes besonderen Schutzbedarfs für eine bestimmte
Gruppe,

4. die Räumlichkeiten des kirchlichen Trägers, deren
Besonderheiten, Nutzung und Zutrittsmöglichkei-
ten,

5. das Vorhandensein von Beschwerdestrukturen und
Handlungsplänen zur Intervention.

(4)  Nach der Analyse der möglichen Gefährdungen
ist zu prüfen, ob strukturelle und konzeptionelle Ver-
besserungen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt er-
forderlich sind.
(5)  Die Risikoanalyse ist in regelmäßigen Abständen,
insbesondere bei Veränderungen von Angeboten und
Arbeitsfeldern des kirchlichen Trägers zu wiederho-
len.

§ 4
Schutzkonzept

(1) 1Auf der Grundlage der Risikoanalyse soll jeder
kirchliche Träger ein Schutzkonzept erstellen. 2Die

Umsetzung ist der jeweiligen aufsichtführenden Stelle
nachzuweisen.
(2)  Ein Schutzkonzept zur Prävention und Interventi-
on ist ein Zusammenspiel aus Analyse, strukturellen
Veränderungen, Vereinbarungen und Absprachen so-
wie Haltung und Kultur einer Organisation.
(3) 1Das Schutzkonzept besteht aus Maßnahmen der
Prävention und Intervention.

2Dazu gehören insbesondere:
1. die Fortbildung der ehren- und hauptamtlichen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß § 1 Ab-
satz 2 Präventionsgesetz zum Schutz vor sexua-
lisierter Gewalt in Institutionen,

2. das Beschwerdeverfahren,
3. der Handlungsplan zum Vorgehen bei Hinwei-

sen auf sexualisierte Gewalt,
4. präventive Maßnahmen bei Stellenbesetzungs-

verfahren,
5. ein sexualpädagogisches Konzept in der Kinder-

und Jugendarbeit,
6. zielgruppenspezifische Präventionsangebote,
7. das erweiterte Führungszeugnis und die Selbst-

verpflichtungserklärung,
8. Verhaltensregeln im Umgang mit digitalen Me-

dien,
9. die Vernetzung und Zusammenarbeit mit spezi-

alisierten Fachberatungsstellen und
10. die Festschreibung und Kommunikation der

Verantwortung für Prävention.
(4) 1In den Entwicklungsprozess des Schutzkonzepts
sind neben der Leitung des kirchlichen Trägers je nach
Arbeitsschwerpunkt ehren- und hauptamtliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter sowie diejenigen, die
kirchliche Angebote wahrnehmen, einzubeziehen.
2Kinder, Jugendliche sowie hilfs- und unterstützungs-
bedürftige Menschen sind in angemessener Weise zu
beteiligen.

§ 5
Handlungsplan

1Der Handlungsplan enthält Vorgaben zur Durchfüh-
rung des Verfahrens bei Hinweisen, Wahrnehmungen
oder Meldungen für das Vorliegen eines Verdachts
von Fällen sexualisierter Gewalt.

2Dazu gehören insbesondere Angaben:
1. über Ansprechpersonen des kirchlichen Trägers

und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland sowie spezialisierter Fachberatungs-
stellen, an die sich Personen im Fall eines Ver-
dachts auf das Vorliegen von sexualisierter Gewalt
melden können,

2. über die Beachtung von Schutzinteressen der be-
troffenen Personen,

3. über die Meldepflicht und die Zusammenarbeit mit
der bzw. dem jeweils zuständigen Meldebe-
auftragten,
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lisierter Gewalt in Institutionen,

2. das Beschwerdeverfahren,
3. der Handlungsplan zum Vorgehen bei Hinwei-

sen auf sexualisierte Gewalt,
4. präventive Maßnahmen bei Stellenbesetzungs-

verfahren,
5. ein sexualpädagogisches Konzept in der Kinder-

und Jugendarbeit,
6. zielgruppenspezifische Präventionsangebote,
7. das erweiterte Führungszeugnis und die Selbst-

verpflichtungserklärung,
8. Verhaltensregeln im Umgang mit digitalen Me-

dien,
9. die Vernetzung und Zusammenarbeit mit spezi-

alisierten Fachberatungsstellen und
10. die Festschreibung und Kommunikation der

Verantwortung für Prävention.
(4) 1In den Entwicklungsprozess des Schutzkonzepts
sind neben der Leitung des kirchlichen Trägers je nach
Arbeitsschwerpunkt ehren- und hauptamtliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter sowie diejenigen, die
kirchliche Angebote wahrnehmen, einzubeziehen.
2Kinder, Jugendliche sowie hilfs- und unterstützungs-
bedürftige Menschen sind in angemessener Weise zu
beteiligen.

§ 5
Handlungsplan

1Der Handlungsplan enthält Vorgaben zur Durchfüh-
rung des Verfahrens bei Hinweisen, Wahrnehmungen
oder Meldungen für das Vorliegen eines Verdachts
von Fällen sexualisierter Gewalt.

2Dazu gehören insbesondere Angaben:
1. über Ansprechpersonen des kirchlichen Trägers

und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland sowie spezialisierter Fachberatungs-
stellen, an die sich Personen im Fall eines Ver-
dachts auf das Vorliegen von sexualisierter Gewalt
melden können,

2. über die Beachtung von Schutzinteressen der be-
troffenen Personen,

3. über die Meldepflicht und die Zusammenarbeit mit
der bzw. dem jeweils zuständigen Meldebe-
auftragten,
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festzulegen. 2Die Frist nach Satz 1 Nummer 1 hat min-
destens einen Monat zu betragen.
(7)  Die Wahlleitung versendet die Wahlunterlagen an
die Wahlberechtigten und vermerkt den Versand der
Wahlunterlagen auf der Liste nach Absatz 3.
(8) 1Die Schwerbehindertenvertretung der Pastorin-
nen und Pastoren wird in einem gemeinsamen Wahl-
gang gewählt. 2Es darf höchstens ein Name auf dem
Stimmzettel angekreuzt werden. 3Die bzw. der Wahl-
berechtigte hat die Erklärung auf dem Briefwahl-
schein nach Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 unter Angabe
des Orts und des Datums zu unterschreiben. 4Die bzw.
der Wahlberechtigte legt den verschlossenen Wahl-
umschlag, in dem der Stimmzettel eingelegt ist, sowie
den unterzeichneten Briefwahlschein in den Freium-
schlag ein und schickt diesen innerhalb der Frist nach
Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 an die Wahlleitung.
(9) 1Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimm-
abgabe beeinträchtigt ist, bestimmt eine Person, die ihr
bzw. ihm bei der Stimmabgabe behilflich sein soll, und
teilt dies der Wahlleitung mit. 2Pastorinnen und Pas-
toren, die sich bei der Wahl bewerben, die Wahlleitung
sowie die Wahlhelferin bzw. der Wahlhelfer dürfen
nicht als Person nach Satz 1 bestimmt werden. 3Die
nach Satz 1 bestimmte Person ist zur Geheimhaltung
der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleis-
tung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat.
4In der Erklärung nach Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 hat
die bzw. der Wahlberechtigte anzugeben, dass sie den
Stimmzettel durch eine andere Person hat kennzeich-
nen lassen.
(10)  Abgegebene Stimmen können nur berücksichtigt
werden, wenn sie bis zum Ende der nach Absatz 5 Satz
1 Nummer 1 gesetzten Frist bei der Wahlleitung ein-
gegangen sind.
(11)  Die Wahlleitung öffnet die eingegangenen Frei-
umschläge und entnimmt ihnen den Wahlumschlag
sowie den Briefwahlschein. Ist die schriftliche Stimm-
abgabe ordnungsgemäß erfolgt, legt die Wahlleitung
den Wahlumschlag nach Vermerk der Stimmabgabe
in der Liste nach Absatz 3 ungeöffnet in die Wahlurne,
die bis zur Feststellung des Wahlergebnisses ver-
schlossen zu halten ist.

§ 11
Feststellung des Wahlergebnisses;

Benachrichtigung der Gewählten und
Annahme der Wahl

(1)  § 6 Absatz 1 findet mit der Maßgabe entsprechend
Anwendung, dass die Feststellung des Wahlergebnis-
ses an dem festgesetzten Tag, Ort und der festgesetz-
ten Uhrzeit nach § 10 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 er-
folgt. Im Übrigen findet § 6 Absatz 2, 3 Satz 1 und 3,
Absatz 4 Satz 1 bis 3, Absatz 6 und 7 entsprechend
Anwendung. Die Stellvertretung wird anhand der
Stimmenzahl wahrgenommen.
(2)  Die Wahlleitung hat die Gewählten unverzüglich
nach der Feststellung des Wahlergebnisses schriftlich
gegen Empfangsbekenntnis von ihrer Wahl zu unter-

richten. Erklärt eine gewählte Pastorin bzw. ein ge-
wählter Pastor nicht innerhalb von drei Tagen nach
Zugang der Benachrichtigung der Wahlleitung ihre
Ablehnung der Wahl, ist diese angenommen. Wird ei-
ne Wahl abgelehnt, tritt an die Stelle der Pastorin bzw.
des Pastors, die bzw. der abgelehnt hat, die bzw. der
Vorgeschlagene mit der nächstniedrigeren Stimmen-
zahl.

§ 12
Nachwahl

1Scheidet ein stellvertretendes Mitglied oder mehrere
stellvertretende Mitglieder aus, ist eine Nachwahl zur
Wahl eines stellvertretenden Mitglieds oder mehrerer
stellvertretender Mitglieder durchzuführen. 2Die
§§ 9 bis 11 finden entsprechend Anwendung.

Teil 4
Schlussvorschriften

§ 13
Inkrafttreten

Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Januar 2020 in
Kraft.

*

Schwerin, 28. November 2019
Die Vorsitzende

der Kirchenleitung
K r i s t i n a

K ü h n b a u m - S c h m i d t
Landesbischöfin

Az.: G:LKND:49:2 – DAR Lu

Rechtsverordnung zur Ausführung des
Präventionsgesetzes in der Evangelisch-

Lutherischen
Kirche in Norddeutschland

(Präventionsgesetzausführungsverordnung –
PrävGAusfVO)

Vom 28. November 2019
Aufgrund des § 11 Präventionsgesetz vom 17. April
2018 (KABl. S. 238) verordnet die Kirchenleitung:

Teil 1
Allgemeines

§ 1
Regelungsgegenstand

Diese Rechtsverordnung regelt das Rahmenschutz-
konzept nach § 5 Absatz 4 Satz 1 Präventionsgesetz
vom 17. April 2018 (KABl. S. 238) (Präventionsge-
setz) in der jeweils geltenden Fassung, das Nähere
über die Beauftragung, die Sicherung der Unabhän-
gigkeit der Beauftragten, die Meldung und die darauf-
hin zu ergreifenden Maßnahmen nach § 6 Präventi-
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onsgesetz sowie das Nähere zur Ausgestaltung der
Fachstelle nach § 7 Präventionsgesetz (Fachstelle).

Teil 2
Rahmenschutzkonzept der Nordkirche

§ 2
Ziel des Rahmenschutzkonzepts

(1)  Jeder kirchliche Träger soll auf der Grundlage der
nachfolgenden Bestimmungen mit Unterstützung der
bzw. des jeweils zuständigen Präventionsbeauftragten
eine Risikoanalyse durchführen und ein Schutzkon-
zept entwickeln.
(2)  Die Vorschriften des staatlichen Rechts bleiben
unberührt.

§ 3
Risikoanalyse

(1) 1Vor der Durchführung einer Risikoanalyse prüfen
die kirchlichen Träger, ob in ihren Einrichtungen be-
reits Strukturen, Maßnahmen oder Konzepte zum
Schutz vor sexualisierter Gewalt vorhanden sind und
beziehen diese bei der Entwicklung der Schutzkon-
zepte mit ein. 2Davon umfasst sind auch andere Kon-
zepte und Strukturen zur Prävention.
(2)  Die kirchlichen Träger prüfen ihre Strukturen, Ar-
beitsfelder und Arbeitsabläufe, ob und inwieweit Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sowie diejenigen, die
kirchliche Angebote wahrnehmen, möglichen Gefähr-
dungen für sexualisierte Gewalt ausgesetzt sein kön-
nen und ob im Fall eines Verdachts für das Vorliegen
von sexualisierter Gewalt Beschwerdestrukturen vor-
handen sind.
(3)  Zu prüfen sind insbesondere:
1. die Einhaltung professioneller Arbeitsstandards,
2. die Angebote und die verschiedenen Gruppen,
3. das Bestehen von Gefährdungspotentialen und ei-

nes besonderen Schutzbedarfs für eine bestimmte
Gruppe,

4. die Räumlichkeiten des kirchlichen Trägers, deren
Besonderheiten, Nutzung und Zutrittsmöglichkei-
ten,

5. das Vorhandensein von Beschwerdestrukturen und
Handlungsplänen zur Intervention.

(4)  Nach der Analyse der möglichen Gefährdungen
ist zu prüfen, ob strukturelle und konzeptionelle Ver-
besserungen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt er-
forderlich sind.
(5)  Die Risikoanalyse ist in regelmäßigen Abständen,
insbesondere bei Veränderungen von Angeboten und
Arbeitsfeldern des kirchlichen Trägers zu wiederho-
len.

§ 4
Schutzkonzept

(1) 1Auf der Grundlage der Risikoanalyse soll jeder
kirchliche Träger ein Schutzkonzept erstellen. 2Die

Umsetzung ist der jeweiligen aufsichtführenden Stelle
nachzuweisen.
(2)  Ein Schutzkonzept zur Prävention und Interventi-
on ist ein Zusammenspiel aus Analyse, strukturellen
Veränderungen, Vereinbarungen und Absprachen so-
wie Haltung und Kultur einer Organisation.
(3) 1Das Schutzkonzept besteht aus Maßnahmen der
Prävention und Intervention.

2Dazu gehören insbesondere:
1. die Fortbildung der ehren- und hauptamtlichen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß § 1 Ab-
satz 2 Präventionsgesetz zum Schutz vor sexua-
lisierter Gewalt in Institutionen,

2. das Beschwerdeverfahren,
3. der Handlungsplan zum Vorgehen bei Hinwei-

sen auf sexualisierte Gewalt,
4. präventive Maßnahmen bei Stellenbesetzungs-

verfahren,
5. ein sexualpädagogisches Konzept in der Kinder-

und Jugendarbeit,
6. zielgruppenspezifische Präventionsangebote,
7. das erweiterte Führungszeugnis und die Selbst-

verpflichtungserklärung,
8. Verhaltensregeln im Umgang mit digitalen Me-

dien,
9. die Vernetzung und Zusammenarbeit mit spezi-

alisierten Fachberatungsstellen und
10. die Festschreibung und Kommunikation der

Verantwortung für Prävention.
(4) 1In den Entwicklungsprozess des Schutzkonzepts
sind neben der Leitung des kirchlichen Trägers je nach
Arbeitsschwerpunkt ehren- und hauptamtliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter sowie diejenigen, die
kirchliche Angebote wahrnehmen, einzubeziehen.
2Kinder, Jugendliche sowie hilfs- und unterstützungs-
bedürftige Menschen sind in angemessener Weise zu
beteiligen.

§ 5
Handlungsplan

1Der Handlungsplan enthält Vorgaben zur Durchfüh-
rung des Verfahrens bei Hinweisen, Wahrnehmungen
oder Meldungen für das Vorliegen eines Verdachts
von Fällen sexualisierter Gewalt.

2Dazu gehören insbesondere Angaben:
1. über Ansprechpersonen des kirchlichen Trägers

und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland sowie spezialisierter Fachberatungs-
stellen, an die sich Personen im Fall eines Ver-
dachts auf das Vorliegen von sexualisierter Gewalt
melden können,

2. über die Beachtung von Schutzinteressen der be-
troffenen Personen,

3. über die Meldepflicht und die Zusammenarbeit mit
der bzw. dem jeweils zuständigen Meldebe-
auftragten,
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§ 5
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1Der Handlungsplan enthält Vorgaben zur Durchfüh-
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troffenen Personen,

3. über die Meldepflicht und die Zusammenarbeit mit
der bzw. dem jeweils zuständigen Meldebe-
auftragten,
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4. über ein standardisiertes Verfahren zur Kommuni-
kation und Dokumentation,

5. über die Einberufung von Beratungsstäben, die
Festlegung von Zuständigkeiten (Fallverantwor-
tung und Fallbearbeitung) und über das weitere
Verfahren,

6. über die Nachsorge und Aufarbeitung des Falls für
die Einrichtungen und Betroffenen sowie

7. über die Rehabilitation von zu Unrecht beschul-
digte Personen.

Teil 3
Meldepflicht, Meldebeauftragte und Intervention

Abschnitt 1
Meldepflicht und Meldebeauftragte

§ 6
Meldepflicht

(1) 1Jede Mitarbeiterin bzw. jeder Mitarbeiter, der
bzw. dem zureichende Anhaltspunkte für Vorfälle se-
xualisierter Gewalt im kirchlichen Bereich zur Kennt-
nis gelangen, ist verpflichtet, dies unverzüglich der
bzw. dem für seinen kirchlichen Träger zuständigen
Meldebeauftragten zu melden (Meldepflicht). 2Die
Meldepflicht besteht bei Hinweisen oder Wahrneh-
mungen auf das Vorliegen von sexualisierter Gewalt
im Sinne von § 4 Präventionsgesetz.
(2)  Die Meldung durch die Mitarbeiterin bzw. den
Mitarbeiter oder durch andere Personen an die bzw.
den Meldebeauftragten umfasst alle, der meldenden
Person zur Kenntnis gelangten Informationen, die als
Grundlage für eine fachliche Einschätzung des Sach-
verhalts verwendet werden können.
(3)  Arbeits- und dienstrechtliche Pflichten, insbeson-
dere zum Schutz des Beichtgeheimnisses und der seel-
sorglichen Schweigepflicht sowie Mitteilungspflich-
ten und erforderliche Maßnahmen im Fall des Ver-
dachts einer Verletzung von Pflichten aus dem Ar-
beits- oder Dienstverhältnis bleiben unberührt.

§ 7
Die bzw. der Meldebeauftragte

(1) 1Die Meldebeauftragten sind Ansprechpersonen,
die Meldungen erfassen, weiterleiten und die melden-
den Personen über das weitere Verfahren, sowie Be-
ratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten informie-
ren. 2Sie stehen auch Betroffenen, Zeuginnen und Zeu-
gen zur Verfügung. 3Die bzw. der Meldebeauftragte
führt keine seelsorgerliche, therapeutische oder recht-
liche Beratung durch.
(2)  Die Tätigkeit einer bzw. eines Meldebeauftragten
setzt insbesondere Grundkenntnisse im Themenbe-
reich sexualisierte Gewalt in Institutionen und im Um-
gang mit traumatisierten Menschen, Kenntnisse in Ge-
sprächsführung und Konfliktbearbeitung, Sensibilität
im Umgang mit Geschlechterrollen und kontinuierli-
che Fortbildung voraus.

(3) 1Die bzw. der Meldebeauftragte wird durch den
Kirchenkreisrat, die Leitung des Hauptbereichs oder
das Kollegium des Landeskirchenamts bestellt. 2Für
jede Meldebeauftragte bzw. jeden Meldebeauftragten
wird eine Vertreterin bzw. ein Vertreter benannt.
3Wurde noch keine Meldebeauftragte bzw. kein Mel-
debeauftragter bestellt, ist für eine vorläufige Beauf-
tragung zu sorgen.

§ 8
Unabhängigkeit der bzw. des Meldebeauftragten

(1) 1Die bzw. der Meldebeauftragte ist im Rahmen ih-
rer bzw. seiner Tätigkeit unabhängig und an Weisun-
gen der beauftragenden Stelle nicht gebunden. 2Sie
bzw. er darf in der Ausübung ihrer bzw. seiner Auf-
gaben nicht behindert oder beeinflusst werden.
(2)  Die bzw. der Meldebeauftragte ist verpflichtet, im
Fall ihrer bzw. seiner Befangenheit die meldende Per-
son darauf hinzuweisen und sie an die Vertreterin bzw.
den Vertreter gemäß § 7 Absatz 3 Satz 2 zu verweisen.
(3)  Von der Bestellung als Meldebeauftragte sind Per-
sonen ausgeschlossen, deren Funktion oder Tätigkeit
zu einem Interessenkonflikt mit den Aufgaben von
Meldebeauftragten führen könnte.

§ 9
Aufgaben der bzw. des Meldebeauftragten

(1) 1Die Meldung wird durch die bzw. den Melde-
beauftragten in standardisierter Form vollständig do-
kumentiert. 2Die Dokumentation ist durch die bzw.
den Meldebeauftragten an den zuständigen kirchli-
chen Träger oder an die zuständige dienstaufsichts-
führende Stelle weiterzuleiten. 3Satz 1 und 2 gelten
auch für anonyme Meldungen.
(2) 1Die Meldebeauftragten sind verpflichtet, die
meldenden Personen frühzeitig und in angemessener
Weise darauf hinzuweisen, dass sie als Meldebeauf-
tragte zur Weiterleitung sämtlicher Informationen ver-
pflichtet sind. 2Äußern Betroffene als meldende Per-
son den Wunsch nach einer Nichtweiterleitung der In-
formationen, haben die Meldebeauftragten die Betrof-
fenen an eine kirchenunabhängige Ansprechperson
oder Stelle zu verweisen.
(3) 1Die bzw. der Meldebeauftragte ist für ihre bzw.
seine Aufgaben als Meldebeauftragte bzw. Melde-
beauftragter im erforderlichen Umfang von ihrem
bzw. seinem Dienst freizustellen. 2Die Aufgaben kön-
nen auch ehrenamtlich wahrgenommen werden.
3Eventuelle anfallende Aufwandsentschädigungen
sind durch die beauftragenden Stellen zu erstatten.
(4)  Die Meldebeauftragten werden mit den erforder-
lichen Sachmitteln für ihre Tätigkeit durch die beauf-
tragenden Stellen ausgestattet.

§ 10
Bekanntmachung

Die beauftragenden Stellen sorgen dafür, dass der
Name, die dienstlichen Kontaktmöglichkeiten, die Er-
reichbarkeit und die Aufgaben der bzw. des Melde-
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Vollständige Präventionsgesetzausführungs- 

verordung abrufbar unter: 
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